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VORWORT

Welchen Beitrag kann Technische Assistenz zur 
selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit 

Beeinträchtigungen leisten? Diese Frage steht im Zen-
trum des Projekts „Ambient Assisted Living-Modelle 
zur Verbesserung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung“ des Bundesverbandes 
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP).  
Sportler kompensieren mit modernen Prothesen die 
Funktion von fehlenden Gliedmaßen und erbringen 
sportliche Höchstleistungen. Doch gelingt diese Kom-
pensation durch Technologien auch bei kognitiven 
oder psychischen Funktionseinschränkungen? Welche 
Voraussetzungen sind dafür erforderlich, welche Wir-
kungen können erzielt werden, und welche Risiken für 
die Selbstbestimmung, Teilhabe oder auch Gesundheit 
von Menschen mit Behinderung oder psychischer 
Erkrankung bestehen?

Wir stehen hier vor einer großen Aufgabe. Bisheri-
ge Erfahrungen zeigen: Menschen mit kognitiven oder 
psychischen Beeinträchtigungen können deutlich 
mehr Unabhängigkeit von personeller Hilfe erreichen, 
wenn geeignete technische Hilfsmittel sie bei der Kom-
munikation, der Alltagsbewältigung oder bei ihrer 
Mobilität unterstützen. Auch der Gesetzgeber sieht die 
Bedeutung von technischer Unterstützung für die 
selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung. Nach dem Bundesteilhabegesetz sollen ab 2023 
bei der Frage, ob eine Person in erheblichem Maß in 

ihrer Fähigkeit zur Teilhabe an der Gesellschaft einge-
schränkt ist, auch die Möglichkeiten der technischen 
Unterstützung zur Teilhabe berücksichtigt werden. 

Nach wie vor fehlt aber die systematische Erschlie-
ßung technischer Entwicklungen für Menschen mit 
Behinderung. Das geschieht weder von der Seite der 
Entwickler noch von Seite der Leistungserbringer der 
Behindertenhilfe und Psychiatrie. Insbesondere für 
Menschen mit kognitiven und psychischen Beein-
trächtigungen werden die Entwicklungen häufig nicht 
zugänglich gemacht. Es ist von Zufällen abhängig, ob 
eine Person mittels Technik das ihr mögliche Maß an 
Unabhängigkeit erreicht oder ob sie weiterhin von 
Begleitern, Übersetzern oder anderen Assistenten 
abhängig bleibt.

Der CBP hat in seinem Projekt von 2014 bis 2017 
erste Weichen gestellt. Zugleich zeigen aber gerade die 
Projektergebnisse, dass der Zugang zu Technischer 
Assistenz eine menschenrechtliche Dimension hat. Es 
muss deshalb für alle Verantwortlichen selbstverständ-
lich sein, die rasanten technischen Entwicklungen für 
Menschen mit Behinderung und psychischer Erkran-
kung zur Verfügung zu stellen.

Im Namen des CBP-Vorstands danke ich allen am 
Projekt Beteiligten für ihr Engagement und ihren Ein-
satz, damit Technische Assistenz und digitale Teilhabe 
in der Behindertenhilfe und Psychiatrie selbstver-
ständlich werden.� Johannes Magin

Johannes Magin
CBP-Vorsitzender,
Katholische Jugendfürsorge 
der Diözese Regensburg 
Kontakt: j.magin-cbp@ 
kjf-regensburg.de 

Einsatz von digitalen Technologien 

Mehr Teilhabe ist möglich

„Digitale Teilhabe 
darf nicht von 
Zufällen abhängen“
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BegriffserklärungEINFÜHRUNG AAL

I. Was ist AAL?
Technische Systeme ermöglichen immer mehr ein selbstständiges Leben für Menschen  

mit Behinderung und eine bessere Teilhabe an der Gesellschaft. 

Text Katja Werner

Nicht mehr abgehängt: Per Tablet ist er wieder besser kommunikationsfähig.

Bereich von Pflege und Gesundheitsfürsorge 
Technologien, die explizit zur Unterstützung 
von Menschen mit Beeinträchtigungen 
verwendet werden. Daher werden die tech
nischen Möglichkeiten unterschiedlichen 
Anwendungsfeldern zugeordnet.2

1. Der Bereich der Gesundheit und Pflege 
umfasst zum Beispiel Telemonitoring, 
welches unter anderem die Erfassung und 
Übertragung von Vitalmesswerten an das 
medizinische Personal beinhaltet, Erinne-
rungsfunktion an Medikamenteneinnahme, 
Hausnotruf und Aktivitätscheck sowie elek-
tronische Patientenakten. 

2. Sicherheit und Privatsphäre werden 
etwa durch die Vernetzung von Rauch- und 
Gasmeldern, An- und Abwesenheitssimula-

Alexa, wie wird das Wetter morgen in 
Berlin?“ Eine kleine Box, die auf Daten 

aus dem Internet zurückgreift und antwortet: 
„23 Grad, du kannst also die Jacke zu Hause 
lassen“, ist die neueste technische Entwick-
lung des Unternehmens Amazon. Der digi-
tale Assistent ist eines von vielen Beispielen, 
wie Technik eingesetzt werden kann, um 
Menschen im Alltag zu unterstützen. Der 
Einsatz beziehungsweise die Nutzung von 
Technischen Assistenzsystemen wird oft-
mals mit dem Begriff AAL beschrieben. AAL 
ist die Abkürzung für den englischen Begriff 
Ambient Assisted Living und bedeutet wört-
lich übersetzt „umgebungsunterstütztes 
Leben“. 

Neben vielen weiteren Definitionen 
umfasst Ambient Assisted Living Konzepte, 
Produkte und Dienstleistungen, die neue 
Technologien und soziales Umfeld mitein-
ander verbinden mit dem Ziel, die Lebens-
qualität für Menschen in allen Lebensab-
schnitten zu erhöhen.1 Bei den Geräten, die 
derzeit assistiv eingesetzt werden, handelt es 
sich meist um moderne Informations- und 
Kommunikationstechnologien wie Smart-
phones, Tablet-PCs und Apps sowie Sensor-
technik, die sich von technischen Reha- und 
Hilfsmitteln (noch) abgrenzen. 

Die Einsatzmöglichkeiten von AAL-Sys-
temen sind vielfältig. Sie verfolgen zur Stei-
gerung der Selbstständigkeit, sozialen Teil-
habe und Lebensqualität mehrere Ziele:
◆	� Vereinfachung der Kommunikation und 

Förderung sozialer Kontakte

◆	� Erinnerung an Termine und Ereignisse
◆	� Unterstützung bei der Strukturierung 

und Gestaltung des Tagesablaufs
◆	� Steigerung der Mobilität durch Naviga

tionshilfe
◆	� Erhöhung des Sicherheitsgefühls durch 

Notrufsysteme
◆	� Unterstützung und Entlastung im pflege-

rischen und medizinischen Bereich
◆	� Erleichterungen im Alltag bei der Bewäl-

tigung von Aufgaben
Bei der Entwicklung von AAL-Systemen wer-
den verschiedene Ansätze verfolgt. Sie sollen 
zum einen als sogenannte Lifestyle-Produkte 
zur Energieeinsparung eingesetzt werden 
sowie Komfort und die persönliche Sicherheit 
erhöhen. Zum anderen gibt es aber auch im 
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tion mit zentraler Steuerung für Rollläden und Licht, 
Heizung, Warmwasser und Lüftung sowie einer video-
gestützten Gegensprechanlage gewährleistet. Sensoren 
tragen zur Sturzprävention bei. 

3. Haushalt und Versorgung integrieren eine Haus-
automatisierung, die sich unter dem Stichwort „Smart 
Home“ zusammenfassen lässt und die Integration von 
Technologie und Diensten in der häuslichen Umge-
bung meint. Ziel ist, Sicherheit, Komfort, Kommuni-
kation und Energieeinsparung zu verbessern. Zu die-
sem Bereich zählen weiter die Vernetzung von 
Haushaltsgeräten und Unterhaltungselektronik, der 
intelligente Kühlschrank und die Robotik.3 

4. Im Anwendungsfeld Kommunikation, welches 
das soziale Umfeld einschließt, steigert die Nutzung 
von sozialen Netzwerken den Austausch mit anderen, 
die Freizeitgestaltung und Mobilität. Diese Kommuni-
kationsplattformen dienen dabei als digitales „Schwar-
zes Brett“. Über verschiedene Systeme können Dienst-
leistungen angeboten und in Anspruch genommen 
werden. Video-Bildtelefonie mit Angehörigen, Ver-
netzung mit Verwandten, Mitarbeitenden des Gesund-
heitssystems und der Kommune erleichtern die Kom-
munikation.

Häufig werden auch die Begriffe „Technische Assis-
tenzsysteme“ oder „Assistive Technologien“ verwen-
det, die den Fokus nicht nur auf die komplexen, intel-
ligenten, im Hintergrund agierenden Systeme richten, 
sondern allgemein moderne Technologien und Gerä-
te umfassen. Zudem kann unterschieden werden zwi-

„Der Einsatz 
umfasst alle 
Lebensbereiche“

Katja Werner
AAL-Projektkoordinatorin 
Caritas Behindertenhilfe und 
Psychiatrie  
E-Mail: katja.werner@ 
caritas.de

In Leichter Sprache

Was ist AAL?
Es gibt immer mehr kluge Technik. Viele technische Geräte helfen uns im Alltag. 
Durch die Hilfe von besonderen technischen Geräten können viele Menschen mit Behinderung selbstständiger leben. 

AAL ist die Abkürzung für die englischen Wörter: Ambient Assisted Living.

Auf Deutsch heißt AAL: Selbstbestimmtes Leben durch Technische Assistenz. Der schwierige deutsche Fach-Begriff für AAL ist: 
Leben mit umgebungs-unterstützenden Assistenz-Systemen.

Das Ziel von AAL-Technik ist immer: Menschen mit Behinderung sollen möglichst selbstbestimmt leben.  
Aber: Jeder Mensch braucht vielleicht andere Geräte. 

Es ist wichtig, dass man die Geräte ausprobiert. Und dass man viel mit den Geräten übt.
Nur dann kann AAL das Mitmachen und Dabeisein besser machen.

schen aktiven und passiven Assistenzsystemen. Es 
handelt sich um eine passive Technologie, wenn diese 
automatisch und ohne Eingreifen des Nutzers fungiert 
(zum Beispiel Sensoren, GPS-Tracker, Notrufhandy). 
Andere Technologien wiederum werden aktiv und 
direkt vom Anwender benutzt (Tablet-PC, CABito, 
Apps), um Handlungen auszuführen. 

All diese technischen Entwicklungen bieten die 
Chance, Barrieren abzubauen, und unterstützen die 
Bewältigung alltäglicher Aufgaben. 

Anmerkungen

1. Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(2008): AAL. Altersgerechte Assistenzsysteme für ein gesundes 
und unabhängiges Leben. Ambient Assisted Living. Abruf-
bar unter: www.portal-21.de/wp-content/uploads/2013/12/
AAL-Faltblatt-2009.pdf 
2. Fachinger, Uwe; Koch, Hellen; Braeske, Grit; Mer-
da, Meiko; Henke, Klaus-Dirk; Troppens, Sabine (2012): 
Ökonomische Potenziale altersgerechter Assistenzsysteme. 
Ergebnisse der „Studie zu Ökonomischen Potenzialen und 
neuartigen Geschäftsmodellen im Bereich Altersgerechter 
Assistenzsysteme“. Abrufbar unter: www.mtidw.de/grundsatz-
fragen/begleitforschung/dokumente/oekonomische-potenzia-
le-und-neuartige-geschaeftsmodelle-im-bereich-altersgerech-
ter-assistenzsysteme-2
3. Unter Robotik-Technologien lassen sich Servicerobotik wie 
zum Beispiel Staubsauger- und Rasenmäherroboter sowie 
Roboter mit sozio-emotionalen Funktionen zum Beispiel für 
therapeutische Zwecke zusammenfassen.
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II. Ergebnisse aus dem AAL-Projekt
Das Projekt bahnte den Weg für einen Kulturwandel in der Behindertenhilfe und Psychiatrie.  

Der Umgang mit neuen Technologien wurde und wird immer mehr zu einer Selbstverständlichkeit. 

Text Katja Werner

Die Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie hat das 
bundesweite Modellprojekt „Ambient Assisted 

Living-Modelle zur Verbesserung der gesellschaftlichen 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung“ mit einer 
Laufzeit von drei Jahren durchgeführt. Das von der 
Aktion Mensch Stiftung geförderte Projekt hatte zum 
Ziel, die Potenziale von modernen Informations- und 
Kommunikationstechnologien sowie Sensortechnik zur 
Verbesserung der Selbstständigkeit und zur sozialen 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu unter- 
suchen. Das Projekt strebte damit einen Kulturwandel 
in der Behindertenhilfe und Psychiatrie an, durch  
den der Einsatz von innovativen Assistenzsystemen in 
den Einrichtungen und Diensten etabliert und der 
Zugang zu technischen Angeboten selbstverständlich 
wird. 

Insgesamt zwölf Träger mit 16 Einrichtungen und 
Diensten haben sich auf den Weg gemacht, moderne 
Technologien für Menschen mit hohem Unterstüt-
zungsbedarf einzuführen. Der Fokus des Technologie
einsatzes richtete sich auf die Kernbereiche Kommu-
nikation, Mobilität und Alltagsbewältigung. In der 
Praxis wurden unterschiedliche Technologien von 
über 80 Menschen mit Behinderung auf deren Wirk-
samkeit erprobt. Die Projektpartner schätzten die 
Möglichkeit, verschiedene Technologien im Rahmen 
des Projekts testen zu können. Durch das Ausprobie-
ren war es möglich, geeignete Technologien zu identi-
fizieren sowie mögliche Hürden zu erkennen und 
Lösungsansätze dafür zu entwickeln.

Personalressourcen und Internet 
sind nötig
Zwei wesentliche Herausforderungen für den Einsatz 
Technischer Assistenzsysteme haben sich im Projekt Cartoon Phil Hubbe
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ren. Nur durch einen selbstverständlichen 
Umgang mit der Technik konnten die einzel-
nen Ziele in den Bereichen Kommunikation, 
Mobilität und/oder Alltagsbewältigung 
umgesetzt werden, was letztendlich zu mehr 
Selbstständigkeit, Selbstbestimmung und 
sozialer Teilhabe führen konnte. 

Demnach war die Befähigung von Mitar-
beitenden und Menschen mit Behinderung 
im Umgang mit der Technik eine der Haupt-
aufgaben in der Testphase. Teilweise muss-
ten sich Fachkräfte erst selbst Kenntnisse 
aneignen, um diese weiter vermitteln und die 
Nutzer(innen) anleiten zu können. In der 
Auseinandersetzung mit der Technik wur-
den somit alle Beteiligten für die Thematik 
sensibilisiert. Dadurch konnten zu Beginn 
vorhandene Berührungsängste und Hemm-
nisse gegenüber Technik abgebaut werden. 
Der Umgang mit Technik wurde erlernt und 
die Kenntnisse über Technik wurden erwei-
tert. Der Zugang zu und die Nutzung von 
digitalen Technologien wurden selbstver-
ständlicher, und zunehmend haben die Ein-
richtungen die Notwendigkeit einer Bereit-
stellung von Internet erkannt. � »

für eine Dauer von mindestens zwölf Mona-
ten. Vor Beginn dieser Testphase wurden die 
beteiligten Akteure befragt. Menschen mit 
Behinderung wurden unter anderem nach 
ihrer subjektiven Einschätzung zum Grad 
der Selbstständigkeit und sozialen Teilhabe 
in den Bereichen Kommunikation, Mobilität 
und/oder Alltagsbewältigung befragt. Die 
daraus identifizierten vorliegenden Barrie-
ren dienten als Ausgangslage, um individu-
elle Ziele zu formulieren, welche die Nut-
zer(innen) mit der beziehungsweise durch 
die Technik erreichen wollten (s. Abb. 1). 
Eine erneute Befragung der Menschen mit 
Behinderung nach der Testphase ermöglich-
te es, die erreichten Ziele zu überprüfen. 
Somit konnte ein Vorher/Nachher-Ver-
gleich angestellt werden. 

Um die obersten Ziele wie soziale Teil
habe, mehr Selbstständigkeit im Alltag und 
dadurch mehr Selbstbestimmung zu 
erreichen, war es zunächst notwendig, die 
Handhabung des jeweiligen Gerätes zu er- 
lernen, dessen Funktionen und Anwen-
dungsmöglichkeiten kennenzulernen und 
die Technik sodann in den Alltag zu integrie-

hervorgetan. Zum einen müssen zu Beginn 
zeitliche Ressourcen vonseiten des Personals 
investiert werden und zum anderen ist die 
Bereitstellung von Internet – als Vorausset-
zung für den Einsatz von Technik – mit 
sicherheitsrechtlichen Bedenken und Risi-
ken verbunden. Neben den strukturellen 
Rahmenbedingungen in den jeweiligen Ein-
richtungen und Diensten waren bautechni-
sche Zustände sowie die Frage der Haftung 
große Hindernisse bei der Realisierung von 
Internetzugängen. Trotz der derzeitigen 
gesetzlichen Entwicklungen zur Abschaffung 
der Störerhaftung bei WLAN-Anbietern 
bleibt die Lage für Leistungserbringer, gera-
de in stationären Settings, rechtlich unklar. 
Für die Einrichtungen und Dienste der 
Behindertenhilfe und Psychiatrie braucht es 
beim Thema Haftung eindeutige Regelungen 
und Lösungen, damit die Verantwortlichen 
handlungsfähig werden können. Dabei soll 
sowohl der Schutz der Klientel als auch der 
Einrichtung im Vordergrund stehen. Die 
Herausforderungen sind dabei nicht als 
unüberwindbare Hürden zu betrachten, son-
dern als ein Bestandteil für die Umsetzung 
eines gelingenden Technikeinsatzes. 

Weitere Herausforderungen sind mit 
einem Einsatz von Technischen Assistenz-
systemen verbunden: 
◆	� Einrichtungsinterne Strukturen anpassen
◆	� Personelle und zeitliche Ressourcen zur 

Verfügung stellen 
◆	� Notwendige Kompetenzen für AAL er

langen
◆	� Sich mit neuen Anforderungen an Fach-

kräfte auseinandersetzen (siehe Teil B)
◆	� Technik: den Internetzugang bereitstel-

len
◆	� Datenschutz und Haftungsfragen klären 

(siehe Teil C)
◆	� Finanzierung: Kostenübernahme klären 

(siehe Teil D)

Auftakt mit einer Befragung 
zu den jeweiligen Zielen
Der Schwerpunkt im AAL-Projekt lag auf 
der Erprobung von unterschiedlichen Tech-
nologien durch Menschen mit Behinderung 

Abb. 1: Die individuellen Ziele der Nutzer(innen).
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Technische Zugänge 
schaffen neue Fähigkeiten
Insgesamt wird die Technik als Bereicherung 
wahrgenommen. Ein Großteil der Nutzer(in-
nen) hat Verbesserungen in den Bereichen 
Kommunikation, Mobilität und Alltagsbe-
wältigung erzielt (s. Abb.2) . Neue Möglich-
keiten der Kommunikation sind entstanden, 
so dass zum Beispiel über die Nutzung sozia-
ler Netzwerke neue Kontakte geknüpft wer-
den konnten. In Kontakt mit Menschen zu 

treten und Beziehungen zu Angehörigen und 
Freunden zu pflegen, verhindert eine Verein-
samung der Menschen. Einige Nutzer(innen) 
fühlen sich durch die Technik unterwegs 
sicherer und können unbekannte Wege 
erkunden. Sich selbstständig informieren und 
das Internet als Wissensquelle umfassend 
nutzen zu können ermöglicht es, an Gesprä-
chen teilzunehmen und eigenen Interessen 
nachzugehen. Die eigene Freizeit kann 
abwechslungsreicher und nach eigenen Vor-
stellungen gestaltet werden. Durch die Tech-

nik können viele Menschen alltägliche Aufga-
ben wie das Einkaufen oder Zubereiten von 
Mahlzeiten selbstständiger bewältigen. Die 
Nutzer(innen) haben neue Fähigkeiten entwi-
ckelt und das Erleben von mehr Eigenständig-
keit hat das Selbstbewusstsein Einzelner 
gesteigert (s. Abb. 2).

Menschen mit Behinderung 
sind eine neue Zielgruppe 
Neben den zahlreichen positiven Ergebnis-
sen ist der Bedarf an geeigneten barrierefrei-
en Apps und vereinfachten Bediensystemen 
dennoch groß und muss bei den technischen 
Entwicklungen berücksichtigt werden. Viele 
Apps sind zu komplex und daher nur einge-
schränkt nutzbar. Menschen mit Behinde-
rung müssen in der Technik- und Entwick-
lungsbranche verstärkt als Zielgruppe 
wahrgenommen werden. In den modernen 
Technologien und Anwendungen steckt ein 
großes Potenzial, Barrieren in vielfältiger 
Hinsicht abzubauen und alltägliche Aufga-
ben selbstständig zu bewältigen. Der Zugang 
zu dieser Technik ist niedrigschwellig. Das 
Internet und die zahlreichen Apps bieten 
kostenlose und leicht zugängliche Angebote 
zur Erinnerung an Termine und Ereignisse, 
zur Förderung der Kommunikation oder 
auch zur Steigerung der Mobilität. Diese Ent-
wicklungen können positive Auswirkungen 

Abb. 2: Erreichte Verbesserungen in den Bereichen Kommunikation, Mobilität und  
Alltagsbewältigung.

Abb. 3: Schwierigkeiten 
mit der Technik aus Sicht 
der Nutzer(innen) – 
Mehrfachnennungen 
waren möglich.
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zubeziehen. Insbesondere bei Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung, die verstärkt 
mit digitalen Technologien aufwachsen, 
technikaffin sind und die Verwendung der 
Technik einfordern, ergibt sich ein Hand-
lungsdruck. 

Mit freundlicher Unterstützung  
der Aktion Mensch Stiftung

So kann der Technikeinsatz 
gelingen
Um die Implementierung von Technischen 
Assistenzsystemen in Einrichtungen und 
Diensten der Behindertenhilfe und Psychia-
trie erfolgreich umsetzen zu können, sollten 
insbesondere Trägerverantwortliche und 
Fachkräfte sich bestimmter Aufgaben anneh-
men (s. Abb. 4).

Ausblick
Das AAL-Projekt war ein erster Schritt hin 
zu einem selbstverständlicheren Einsatz 
moderner Technologien in der Behinderten-
hilfe und Psychiatrie. Die gesammelten 
Erfahrungen und Erkenntnisse haben ge
zeigt, dass eine zeitgemäße, moderne Förde-
rung und Begleitung der Klientel mit der 
Bereitstellung von technischen Angeboten 
verbunden ist. Moderne Technologien gehö-
ren selbstverständlich zum Alltag dazu und 
ermöglichen auch Menschen mit Behinde-
rung eine Verbesserung der gesellschaftli-
chen Teilhabe. Für eine vollständige und 
wirksame Inklusion ist es dringend erforder-
lich, digitale Medien und Technologien ein-

auf den Alltag der Betroffenen haben. Dies 
gelingt aber nur, wenn die Angebote mehr 
auf die Bedarfe von Menschen mit Behinde-
rung zugeschnitten werden beziehungsweise 
individuell anpassbar sind (s. Abb. 3).

Alle Beteiligten müssen für 
den Nutzen offen sein
Die Implementierung von digitalen Techno-
logien betrifft mehrere Personenkreise. Dazu 
zählen neben den Menschen mit Behinde-
rung die Mitarbeitenden, Träger der Einrich-
tungen, Angehörige, gesetzliche Betreuer(in-
nen) und Unternehmen. Im Projekt lag der 
Fokus auf folgenden drei Ebenen: Menschen 
mit Behinderung, Mitarbeitenden und Trä-
gerverantwortlichen. Der Bedarf eines Tech-
nikeinsatzes muss sowohl auf der Leitungse-
bene als auch von den Mitarbeitenden und 
insbesondere von den Nutzer(inne)n erkannt 
werden. Genauso muss auf allen Ebenen die 
Bereitschaft vorhanden sein, die notwen- 
digen Bedingungen für die Umsetzung zu 
schaffen. Diese wechselseitige Beziehung der 
drei Schlüsselakteure beeinflusst wesentlich 
das Ergebnis der Einführung Technischer 
Assistenzsysteme in der Organisation. Aus 
diesem Grund ist es äußerst wichtig, den  
Prozess der Einführung gemeinsam zu 
gestalten. 

Wünsche und Forderungen 
der Projektbeteiligten:
◆	� Eine flächendeckende Implementierung 

von Technik
◆	� Geeignete, barrierefreie Apps und verein-

fachte Bediensysteme
◆	� Menschen mit Behinderung als Zielgrup-

pe wahrnehmen
◆	� Eine bessere technische Infrastruktur
◆	� Informationen über neue Entwicklungen
◆	� Weitere Treffen und Austausch
◆	� Der berufliche Einsatz von Technologien
◆	� Eine bessere Zusammenarbeit mit Fir-

men
◆	� Ein Ansprechpartner/eine Beratungsper-

son
◆	� Eine Refinanzierung der Technik

Abb. 4: Aufgaben für Träger und Mitarbeitende.

Katja Werner
AAL-Projektkoordinatorin 
Caritas Behindertenhilfe und 
Psychiatrie  
E-Mail: katja.werner@ 
caritas.de
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III. Auch Menschen mit schwerstmehrfachen 
Behinderungen sind Zielgruppe 

Das AAL-Projekt belegt, dass die digitale Teilhabe für Menschen mit schwerstmehrfachen Behinderungen 
machbar ist. Die Bereitschaft, hier tätig zu werden, ist noch nicht überall vorhanden. 

Text Thorsten Hinz

Menschen mit schwerstmehrfachen 
Behinderungen sind bislang kaum an 

der digitalen Revolution und an dem techni-
schen Wandel des Alltagslebens in Deutsch-
land beteiligt, weder als Konsumenten und 
noch weniger als aktive Akteure. Offenbar 
sind sie auch als potenzielle „Kunden“ noch 
nicht erkannt.

Bislang gibt es in der Wissenschaft keine 
klare Abgrenzung zwischen den Zuschrei-
bungen „Behinderung“ und „Schwerstmehr-
fachbehinderung“. Auch eine gültige Defini-
tion zu „Schwerstmehrfachbehinderung“ 
liegt nicht vor. Paragraf 2 Sozialgesetzbuch 
IX (SGB IX) definiert in Absatz 1 „Behinde-
rung“ wie folgt: „Menschen sind behindert, 
wenn ihre körperliche Funktion, geistige 
Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit 
hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate von dem für das Lebensalter typi-
schen Zustand abweichen und daher ihre 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beein-
trächtigt ist.“ In Absatz 2 an gleicher Stelle 
des Gesetzes wird „Schwerbehinderung“ 
bestimmt: „Menschen sind im Sinne des 
Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein 
Grad der Behinderung von wenigstens 50 
vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäf-
tigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des 

§ 73 rechtmäßig im Geltungsbereich dieses 
Gesetzbuches haben.“ 

Ursula Haupt und Andreas Fröhlich fass-
ten 1982 die „Schwerstbehinderung“ als 
Bezeichnung für eine komplexe Behinde-
rung in vielen Fähigkeits- und Tätigkeitsbe-
reichen, die den gesamten Menschen in allen 
seinen Lebensvollzügen beeinträchtigt. Es 
sind dabei in der Regel alle emotionalen, 
kognitiven, körperlichen und sozialen Fähig-
keiten betroffen. Es handelt sich also nicht 
um eine einzige Beeinträchtigung. Das heißt 
auch, dass sich verschiedene individuelle 
Beeinträchtigungen gegenseitig bedingen, 
verstärken und/oder verursachen können 
und in Wechselwirkung mit den Barrieren 
und Hindernissen der Umgebung zur 
Schwerst- beziehungsweise Schwerstmehr-
fachbehinderung führen.

Die wichtigste und vielfach existenzielle 
Sozialleistung für Menschen mit schwerst-
mehrfacher Behinderung ist die sogenannte 
„Eingliederungshilfe“ (seit 1.1.2017 als Teil 2 
des SGB IX, aber bis 1.1.2020 nach SGV XII 
§  53 ff.). In ihrer Mitglieder-Info 26/2015 
(versendet 15.12.2015) verweist die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozi-
alhilfeträger (BAGüS) auf Zahlen zur Ein-
gliederungshilfe für das Berichtsjahr 2014, 
die das Statistische Bundesamt veröffentlicht 

hat: „Die Sozialhilfeausgaben im Jahr 2014 
sind um 5,9 Prozent gestiegen. Der überwie-
gende Anteil der Nettoausgaben für die Sozi-
alhilfe entfiel mit 57 Prozent (15,0 Milliarden 
Euro) auf die Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen. 860.500 Personen erhielten 
2014 Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen.“ Etwa 200.000 Personen von die-
sen leben dauerhaft in stationären Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe und etwa 
300.000 Personen arbeiten in anerkannten 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
(WfbM). Der derzeit noch gültige §  53 
SGB XII (bis 31.12.2022) beschreibt die Leis-
tungsberechtigten und die Aufgaben der 
Eingliederungshilfe wie folgt:

„(1) Personen, die durch eine Behinde-
rung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neun-
ten Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, an 
der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt 
oder von einer solchen wesentlichen Behinde-
rung bedroht sind, erhalten Leistungen der 
Eingliederungshilfe, wenn und solange nach 
der Besonderheit des Einzelfalles, insbeson-
dere nach Art oder Schwere der Behinderung, 
Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Ein-
gliederungshilfe erfüllt werden kann. Perso-
nen mit einer anderen körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behinderung können Leis-
tungen der Eingliederungshilfe erhalten. […]
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aller Menschenrechte und Grundfreiheiten 
durch alle Menschen mit Behinderungen zu 
fördern, zu schützen und zu gewährleisten 
und die Achtung der ihnen innewohnenden 
Würde zu fördern. Zu den Menschen mit 
Behinderungen zählen Menschen, die lang-
fristige körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie 
in Wechselwirkung mit verschiedenen Bar
rieren an der vollen, wirksamen und gleich-
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft 
hindern können.“

Die bislang gegebenen ausführlichen 
Hinführungen, rechtlichen Voraussetzun-
gen und Klärungen zeigen, dass die digitale 
Teilhabe von Menschen mit schwerstmehr-
fachen Behinderungen nicht leicht zu fassen 
ist, dass auch der Gesetzgeber als Rahmen- 
und Sicherungsgeber nur bedingt helfen 
kann. Auch die Zahl von in Deutschland 
betroffenen Menschen mit schwerstmehrfa-
chen Behinderungen, die ganz oder zumin-

ständlich, denn in zahlreichen anderen, mit 
der Bundesrepublik Deutschland vergleich-
baren Industrienationen, ist die sozialstaatli-
che Hilfe für Menschen mit Behinderungen 
nur eine Ermessensleistung, die von der 
jeweiligen Haushaltslage des Staates bezie-
hungsweise der Städte und Gemeinden 
abhängig ist […].“ Nach Lachwitz und vielen 
anderen muss dieser verankerte individuelle 
Rechtsanspruch – wenn auch aus dem Für-
sorge-Paradigma entstanden – der Aus-
gangspunkt für weitergehende rechtliche 
und gesellschaftliche Schritte sein, um Men-
schen mit Behinderung mehr Teilhabe und 
Selbstbestimmung zu ermöglichen. Eine 
Verankerung dafür sehen viele in der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (BRK) gekom-
men, die in Deutschland vorbehaltlos im 
März 2009 verabschiedet worden ist und die 
in Artikel 1 Folgendes festhält:

„Zweck dieses Übereinkommens ist es, 
den vollen und gleichberechtigten Genuss 

(3) Besondere Aufgabe der Eingliede-
rungshilfe ist es, eine drohende Behinderung 
zu verhüten oder eine Behinderung oder 
deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern 
und die behinderten Menschen in die Gesell-
schaft einzugliedern. Hierzu gehört insbe-
sondere, den behinderten Menschen die 
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die 
Ausübung eines angemessenen Berufs oder 
einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu 
ermöglichen oder sie so weit wie möglich 
unabhängig von Pflege zu machen.“

Eingliederungshilfe ist ein 
Rechtsanspruch
Klaus Lachwitz, ehemaliger Geschäftsführer 
der Bundesvereinigung Lebenshilfe, schrieb 
2013 über die Eingliederungshilfe: „Die Ein-
gliederungshilfe für behinderte Menschen 
[…] ist von Anfang an als Rechtsanspruch 
ausgestaltet worden. Dies ist nicht selbstver-

Nicht mehr ab
gehängt, sondern mit 
einer externen 
Aussteuerungshilfe 
endlich dabei.B
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gerlichen Freiheitsrechte und die politischen 
Rechte.“ 

Auch die ethische 
Dimension ermessen
Das Zitat von Sigrid Graumann bietet den 
entscheidenden Hinweis auf das, was es 
gesellschaftlich immer wieder neu zu disku-
tieren gilt: Welche Mittel will, kann, soll eine 
Gesellschaft bereitstellen, damit Menschen 
mit Behinderung an allen gesellschaftlichen 
Gütern und Freiheiten teilhaben und diese 
mitgestalten können? Diese Frage ist sowohl 
eine rechtlich-politische als auch eine sozi-
al-wirtschaftliche und ethische. Sie erfordert 
Augenmaß und Sensibilität, darf aber nie den 
menschenrechtlichen Impetus preisgeben. 

Die digitale oder technische Teilhabe von 
Menschen mit schwerstmehrfachen Behin-
derungen ist, wie oben dargestellt wurde, 
bislang nicht valide untersucht. Die Wahr-
nehmung vieler Expert(inn)en und Selbst-
vertretungsorganisationen von Menschen 
mit Behinderung ist jedoch extrem ernüch-
ternd. Aus deren Sicht gibt es diese Teilhabe 
bislang kaum. Es fehlt dazu an der Infra-
struktur, an entsprechenden Konzepten, an 
Geräten, die individualisierten Ansprüchen 
genügen, an Fachkräften, die adäquat unter-
stützten können, und es fehlt vielfach am 
Willen, etwas auszuprobieren, und der 
Bereitschaft, etwas zu wagen. Das muss sich 
ändern! 

Viele „Profis“ der Behindertenhilfe und 
Psychiatrie stehen bereit, den digitalen und 
technischen Zugang für Menschen mit 
schwerstmehrfachen Behinderungen zu 
ermöglichen, und sind in der Regel dankbar 
für neue Impulse, für Veränderungen, die 
das Gewohnte und Exklusive durchbrechen. 
Nur so kann die digitale und selbstbestimm-
te Teilhabe von Menschen mit schwerst-
mehrfachen Behinderungen weiterentwi-
ckelt werden. 
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IV. So gelingt der Einsatz von 
Technischer Assistenz

Eine Checkliste soll helfen, die Anforderungen und Dimensionen von Technischer Assistenz zu planen –
ein erster wichtiger Schritt zu ihrem erfolgreichen Einsatz. 

 
Text Katja Werner

Wischen und weiter geht’s: Die passende Technik muss gezielt ausgesucht werden. 

Mit der Einführung Technischer Assis-
tenzsysteme sind einige Anforderun-

gen verbunden, die für eine gelingende 
Implementierung berücksichtig werden soll-
ten. Die unten aufgeführten Hinweise sind 
als Empfehlungen zu verstehen und dienen 
zur Orientierung bei der internen Umset-
zung in den Sozialunternehmen. Die ver-
schiedenen Punkte, die behandelt werden, 
sind nicht als abgeschlossen oder vollständig 
zu betrachten und basieren auf den im Pro-
jekt gesammelten Erkenntnissen. 

I. Ressourcen einplanen
Soll der Technikeinsatz gelingen, müssen 
insbesondere für die Vorbereitung und 
Implementierung genügend Personal- und 
Zeitressourcen zur Verfügung gestellt wer-
den.
◆	� Personal: Fachkräfte, die sich der Thema-

tik annehmen (Freiräume für Mitarbei-
tende schaffen)

◆	� Zeit für Vorbereitungs-, Implementie-
rungs- und Nachbereitungsphase

◆	� Kosten kalkulieren und einplanen 

◆	� Know-how muss entwickelt werden, 
sowohl für die Technik als auch für die 
Begleitung von Technik

II. �Experimentierräume 
schaffen

Zu empfehlen ist ein Start in kleinen Schrit-
ten, um erste Erfahrungen sammeln zu kön-
nen, dann kann der Nutzerkreis entspre-
chend vergrößert werden.
◆	� Schrittweise Heranführung an Technik – 

wenn möglich, Technik ausprobieren � »
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keit muss der Zugang zu Technologien jeder 
Person ermöglicht werden. Derzeitige Mög-
lichkeiten können sein:
◆	� Kostenübernahme durch Krankenkassen
◆	� Finanzierung bei Kostenträgern der Sozi-

alhilfe und/oder Eingliederungshilfe
◆	� Technische Assistenz als Teilhabeleis-

tung
◆	� Technische Assistenzsysteme als Hilfs-

mittel
◆	� Sponsoren und Spenden
◆	� Prüfung von Fördermaßnahmen 
◆	� Investition/Angebot der Einrichtung
◆	� Private Finanzierung des Nutzers

VIII. Kooperation mit der 
Technikbranche
Der Austausch mit der Technikbranche ist 
notwendig, damit Menschen mit Behinde-
rung als Zielgruppe wahrgenommen werden 
und die technischen Entwicklungen sich an 
den Bedarfen dieses Personenkreises orien-
tieren. 
◆	� „Gemeinsame Sprache“ finden 
◆	� Gegenseitiges Verständnis für unter-

schiedliche Disziplinen aufbringen
◆	� Über Bedürfnisse und Anforderungen 

der Zielgruppe aufklären
◆	� Zielgruppe und Fachkräfte in den Aus-

tausch einbeziehen 
◆	� Firmen mit örtlicher Nähe sind mögli-

cherweise von Vorteil
◆	� Erreichbarkeit beider Berufsgruppen 

optimieren

terne Technik mit Technik „von außen“ 
verknüpfen

◆	� Sinnvoll auswählen: Beispielsweise hat 
das Betriebssystem bei Tablet-PC Aus-
wirkungen auf die Auswahl an Apps, 
Voreinstellungen am Gerät, Zusatzfunk-
tionen, Zubehör, Ansteuerungshilfen, 
Handhabung 

V. Technische Infrastruktur 
schaffen
Für die umfassende Nutzung moderner digi-
taler Technologien ist ein Zugang zum Inter-
net Voraussetzung. 
◆	� Haftungsfragen klären
◆	� Bereitstellung von WLAN, eventuell Ein-

willigung in Nutzungsbedingungen ein-
holen

◆	� Wahl der Internetform ist abhängig vom 
Technikeinsatz. Beispielsweise wird für 
die Nutzung von Skype ein hohes Daten-
volumen benötigt

◆	� Mobiles Internet ist abhängig vom Stand-
ort (eventuell schlechter Empfang)

◆	� Prüfung des Mobilfunknetzes am Stand-
ort. Danach kann die Auswahl des Anbie-
ters erfolgen

◆	� Trennung von einrichtungsinternem 
Netzwerk

◆	� EDV als Unterstützung hinzuziehen

VI. Ethische Leitlinien 
definieren
Jede Einrichtung definiert je für sich die not-
wendigen Leitlinien, die beim Einsatz von 
Technik berücksichtigt werden sollen. Wich-
tige Aspekte könnten sein:
◆	� Im Vordergrund steht der Mensch
◆	� „Nutzen-Risiko-Analyse“: Technikein-

satz nicht um jeden Preis
◆	� Technik als Ergänzung, nicht als Ersatz 

menschlicher Beziehungen
◆	� Kein Einsatz Technischer Assistenz zum 

Nachteil des Menschen mit Behinderung

VII. Finanzierung 
Es ist derzeit noch offen, wie Technische 
Assistenzsysteme zukünftig finanziert wer-
den sollen. Nach dem Prinzip der Gerechtig-

◆	� Kleine Teams, um erste Erfahrungen zu 
sammeln 

◆	� Fehler zulassen, somit können uner-
wünschte Nebeneffekte identifiziert und 
minimiert werden

◆	� Technik von mehreren Personen testen 
lassen

◆	� Mitarbeitende an neue Formen der 
Arbeitsweise heranführen

III. Personal einbeziehen
Die Fachkräfte sind für die Begleitung und 
Anleitung des Nutzers zum Umgang mit der 
Technik verantwortlich. Sie müssen sich mit 
den technischen Anforderungen auseinan-
dersetzen und technisches Know-how entwi-
ckeln.
◆	� Motivation und Offenheit des Personals 

wecken
◆	� Personal schulen im Umgang mit der 

Technik und im Begleiten von Technik
◆	� Interne und externe Fortbildungen anbie-

ten
◆	� Konzept zur Vorgehensweise erstellen 
◆	� Technik unabhängig von der Anwesen-

heit einer Fachkraft einführen
◆	� Einbindung aller Mitarbeitenden, die mit 

der Technik in Berührung kommen
◆	� Ansprechpartner/(Technischen) Berater 

bereitstellen
◆	� Beruflicher Einsatz von modernen Tech-

nologien

IV. Identifikation geeigneter 
Technologien
Die Auswahl der potenziellen Technologien 
sollte sich immer am Bedarf des Nutzers ori-
entieren.
◆	� Nutzer bei der Bedarfsfeststellung und 

Technologieauswahl einbeziehen
◆	� Orientierung am Hilfebedarf
◆	� ICF-Kriterien als Grundlage zur Einord-

nung
◆	� Barrieren identifizieren – personenbezo-

gen und umweltbezogen
◆	� Einsatz von Technik an Ziele binden
◆	� Einfache versus komplexe Geräte
◆	� Alltagshelfer versus teure Hilfsmittel
◆	� Kompatibilität prüfen – einrichtungsin-

Katja Werner
AAL-Projektkoordinatorin 
Caritas Behindertenhilfe und 
Psychiatrie  
E-Mail: katja.werner@ 
caritas.de
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IV. „Mein Tor zur Welt ging wieder auf“
Die Technologisierung des Alltags war und ist für Menschen mit Behinderung ein Segen.  

Ein Tetraplegiker erzählt, warum. 

Text Patrick Oeffner

Unterstützende Technologien“ sind ein fester 
Bestandteil unserer Gesellschaft. Da ist das Auto 

als Mobilitätshilfe, die Waschmaschine als Arbeitshil-
fe, das Telefon als Kommunikationshilfe – Moment 
mal … Jetzt habe ich mich wohl geoutet. Wäre ich nicht 
schon 1970 geboren, hätte ich sicherlich das Smart
phone als technisches Multitalent erwähnt und von 
Dingen wie Social Media, Cyberspace und Ambient 
Assisted Living (AAL) gesprochen. Ein Leben ohne 
Internet könnte ich mir gar nicht mehr vorstellen. 
Worauf ich eigentlich hinaus möchte: Technik gehört 
schon lange für jeden von uns zum Alltag.

Natürlich ist es denkbar, wieder alle Strecken zu 
Fuß zurückzulegen, die Wäsche mit der Hand zu 
waschen oder uns für ein Gespräch persönlich zu tref-
fen. Voraussichtlich werden wir dies jedoch erst dann 
wieder tun, wenn es nicht mehr anders geht.

Zufälligerweise bin ich 1988 durch einen Badeun-
fall in die Situation geraten, mich nicht mehr ohne eine 
Mobilitätshilfe fortbewegen und die Wäsche nicht 
mehr mit der Hand waschen zu können. Kommunizie-
ren konnte ich noch. Das Aufnehmen und Halten der 
damals weit verbreiteten Hörer von schnurgebunde-
nen Fernsprechapparaten war mir jedoch nur bedingt 
möglich.

Genau dieser Umstand sowie die seit bald 30 Jah-
ren gesammelten Erfahrungen qualifizieren mich heu-
te dazu, Organisationen der Behindertenhilfe bei der 
Implementierung von Assistiven Technologien zur 
Seite zu stehen.

Ja, Sie haben richtig gelesen, Organisationen der 
Behindertenhilfe benötigen Unterstützung, wenn es 
darum geht, ihren Klienten Assistive Technologien 
zugänglich zu machen. Was haben Sie denn gedacht? 
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an. Vom Hals ab gelähmt, ohne vollständige 
Arm- und Handfunktion, da schien eine 
geistige Arbeit am naheliegendsten.

Und wieder Glück gehabt – es gab schon 
den Personal Computer (PC). Angestrebtes 
Tätigkeitsfeld: Grafik und Design bezie-
hungsweise Computerkunst. Eine App-
le-Macintosh-Grundausstattung machte 
mich für die damalige Zeit schon recht hand-
lungsfähig. Anstelle einer normalen Compu-
termaus verwendete ich einen Trackball. 
Damit konnte ich an dem Computersystem 
ganz ohne „behindertengerechte“ Zusatz-
komponenten arbeiten.

Das schauen wir uns doch mal genauer 
an: Ein PC war und ist für mich das Muster-
beispiel einer Assistiven Technologie. Der 
Zugang zu dieser Technologie machte mich 
von heute auf morgen aus persönlicher Sicht 
in einer ganz neuen Dimension handlungs- 
und aus wirtschaftlicher Sicht leistungsfähig. 
War das nicht toll?

Aber damit nicht genug – der technische 
Fortschritt ging weiter und es kam noch bes-
ser. Entwicklungen im Bereich der Kfz-Nut-
zung für Menschen mit Behinderungen ließen 
Barrieren verschwinden. Schnurlostelefone 
wurden zum Standard und mit einigen Model-
len konnte man sogar ein Headset benutzen. 
Elektrorollstühle stellten eine attraktive Alter-
native zum Aktiv-Rollstuhl dar und machten 
mich sogar auf Feldwegen mobil. Spracher-
kennungssoftware zur Texteingabe am PC 
mauserte sich zu einer echten Konkurrenz 
zum langsamen Tippen auf einer Tastatur.

Der Schreibtisch hatte sich zu einem 
unüberschaubar großen Handlungsraum, 
einem riesigen Spielplatz verwandelt. Und 
wieder öffnete sich ein weiteres Tor zu einer 
ganz neuen, für viele zugänglichen Welt – 
das Internet. Sie sehen, hier spricht kein ver-
bitterter Behinderter, der alles nur kriti-
siert …

Geistige Arbeit, Büroarbeit am PC ist 
auch nicht alles, was mich interessiert. In 
Zusammenhang mit meinem Faible für 
Kunst schätze ich auch die manuelle Tätig-
keit, die Handarbeit sehr. Ganz davon abge-
sehen, dass das Greifen und Halten von Din-

andere Formen von Hilfe, Unterstützungs-
diensten und Einrichtungen zur Verfügung 
zu stellen“ und „die Schulung von Fachkräf-
ten und anderem mit Menschen mit Behin-
derungen arbeitendem Personal auf dem 
Gebiet der in diesem Übereinkommen aner-
kannten Rechte zu fördern, damit die auf-
grund dieser Rechte garantierten Hilfen und 
Dienste besser geleistet werden können“.

Scherz beiseite. Eigentlich wollte ich doch 
erzählen, warum ich Assistive Technologien 
gut finde. Mein Leben hatte sich also damals 
durch den Sprung ins Wasser ganz plötzlich 
verändert. Diagnose: Querschnittlähmung, 
Tetraplegiker, das heißt alle vier Gliedma-
ßen, Beine und Arme, inklusive der Hände, 
waren betroffen.

Wie gut, dass damals Rollstühle schon 
selbstverständlich waren. Es gab sogar ganz 
schicke, leichtgewichtige und leichtgängige 
Modelle. Dies ermöglichte mir, trotz der 
stark reduzierten Kraft in den Armen und 
der fehlenden Handfunktion, eine Fortbewe-
gung auf ebenen Böden, ohne fremde Hilfe. 
Es gab auch extra Rollstühle zum Duschen 
und sogar Betten, bei denen man per Knopf-
druck die Höhe der Liegefläche und den 
Winkel der Rückenlehne verstellen konnte. 
Selbstständig telefonieren konnte ich mit 
einem Businesstelefon mit relativ großen 
Tasten und Freisprecheinrichtung.

All diese Hilfsmittel waren damals noch 
ganz schön teuer. Aber zum Glück hatte 
unsere Gesellschaft sich zu dieser Zeit schon 
dafür entschieden, Menschen dabei zu unter-
stützen, solche Produkte zu finanzieren, 
wenn der Nutzen offensichtlich war.

Eine neue Perspektive  
eröffnet sich
Mit einem Sortiment an Pflegehilfsmitteln, 
den genannten Assistiven Technologien und 
allem voran einer stetigen Unterstützung 
durch Familie, Freunde und persönliche 
Assistenten konnte ich mich also auf die 
Suche nach meinem verlorenen Alltag bege-
ben. Nach einigen Jahren der Orientierung 
stand dann in den frühen 90er-Jahren die 
Entwicklung einer beruflichen Perspektive 

Nehmen wir als Beispiel doch mal den 
Zugang zum Internet. Stellen Sie sich vor, da 
ist ein großes Gebäude, vielleicht sogar meh-
rere Häuser auf einem Gelände und in jedem 
Büro, in dem Menschen ohne Behinderun-
gen arbeiten, ein Internetanschluss. Ihr für-
sorglicher Impuls ist es, nun auch den Men-
schen mit Behinderungen den Weg ins 
Internet zu öffnen …

Entwickeln Sie jetzt keine Minderwertig-
keitskomplexe, wenn Ihnen diese Aufgabe 
unlösbar erscheint. Damit sind Sie nicht 
allein. Sollten Sie allerdings gerade in Ihrem 
Lieblingscafé sitzen, diesen Artikel auf Ihrem 
Smartphone oder Tablet über das dort ver-
fügbare offene WLAN-Netz lesen und zu den 
wenigen Genies gehören, die dieses Problem 
für lösbar halten, fragen Sie jetzt bloß nicht, 
warum Organisationen der Behindertenhilfe 
sich damit so schwertun. Haben Sie Mitleid, 
Mitgefühl, das reicht.

Rückenwind von der Behin­
dertenrechtskonvention
Die Motivation in Organisationen der Behin-
dertenhilfe ist groß, wenn es darum geht, 
ihren Klienten Assistive Technologien 
zugänglich zu machen. Seit dem 26. März 
2009 ist die UN-Behindertenrechtskonven
tion über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (UN-BRK) in Deutschland 
geltendes Recht. Das motiviert.

Aus der UN-BRK (Art. 4 Abs. 1 g) ergibt 
sich die Verpflichtung, „Forschung und Ent-
wicklung für neue Technologien, die für 
Menschen mit Behinderungen geeignet sind, 
einschließlich Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, Mobilitätshilfen, 
Geräten und unterstützenden Technologien, 
zu betreiben oder zu fördern sowie ihre Ver-
fügbarkeit und Nutzung zu fördern und 
dabei Technologien zu erschwinglichen Kos-
ten den Vorrang zu geben“.

Weiter geht es dann in den Absätzen 
(Art. 4, Abs. 1 h und 1 i) mit den Auflagen, 
„für Menschen mit Behinderungen zugäng-
liche Informationen über Mobilitätshilfen, 
Geräte und unterstützende Technologien, 
einschließlich neuer Technologien, sowie 
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so gründeten wir die Gripability GmbH 
(Grip = engl. für Greifen; ability = engl. für 
Fähigkeit), um unsere Idee zur Marktreife 
weiterzuentwickeln und damit für viele Men-
schen verfügbar zu machen.

Hätte ich damals keinen Zugang zum 
Internet gehabt und in den Gelben Seiten 
blättern, technische Literatur studieren 
sowie Produktkataloge wälzen müssen, gäbe 
es wohl keine Gripability-Greif-Hilfsmittel 
und schon gar nicht das Unternehmen.

Unter dem Dach von Organisationen der 
Behindertenhilfe leben unzählige Menschen, 
welche einen mehr oder weniger dringenden 
Bedarf an Assistiven Technologien im Allge-
meinen und Hilfsmitteln zur Kompensation 
ihrer eingeschränkten Greif- und Haltefunk-
tion im Speziellen haben. Und so kam es, 
dass ich seit nunmehr zehn Jahren Organisa-
tionen der Behindertenhilfe dabei unterstüt-
ze, ihren Klienten Assistive Technologien 
zugänglich zu machen.

Den Alltag sprichwörtlich 
wieder im Griff
Dabei durfte ich das breite Spektrum an Ein-
schränkungen der Greif- und Haltefunktion 
gut beobachten und dadurch genau kennen-
lernen. Mit dieser Erfahrungen konnte ich 
weitere Lösungen zum Greifen und Halten 
von Gegenständen im Alltag und bei der 
Arbeit entwickeln. Manche Ideen führten zu 

Patrick Oeffner
Gripability GmbH, Freien-
steinau  
E-Mail: mail@gripability.com

Handlungsempfehlungen
Kurzfristig: Förderung und Beglei-
tung individueller Hilfsmittelversor-
gung, zum Beispiel Geräte zur Unter-
stützten Kommunikation
Mittelfristig: Entwicklung technolo-
giebasierter Angebote, zum Beispiel 
Videotelefonie
Langfristig: Aufbau von langfristig 
ausgelegten Organisationsstrukturen, 
die den Klienten alle verfügbaren 
Assistiven Technologien zugänglich 
machen und die Umsetzung komple-
xer AAL-Konzepte ermöglichen

neuen Produkten, andere zu individuellen 
Arbeitshilfen.

Als Nutzer von Assistiven Technologien 
hatte ich stets Zugang zu den in unserer 
Gesellschaft verfügbaren Angeboten. Und 
wenn mein Bedarf nicht durch ein existieren-
des Angebot gedeckt werden konnte, so war 
ich glücklicherweise immer wieder in der 
Lage und auch bereit, meine Vorstellungen 
einer praktikablen und nutzbringenden 
Lösung in die Praxis umzusetzen.

Assistive Technologien haben für mich 
persönlich und beruflich einen hohen Stel-
lenwert. Und dreißig Jahre Lebenserfahrung 
als Mensch mit Behinderung erlauben mir, 
die Bedeutung Assistiver Technologien aus 
der Perspektive des „Betroffenen“ zu bewer-
ten.

Hinweisen möchte ich auf die wissen-
schaftliche Publikation „Assistierende Tech-
nologien in der Behindertenhilfe: ein Stake-
holder-Problem, Reihe: Organisation und 
Individuum, Band 4, 2010“ von Petra Stem-
mer. Dort sind Assistierende Technologien 
kein rein technisches Thema. Gefragt wird, 
wie sich neue Technologien im Lichte der 
Befähigung zur selbstständigen Lebensfüh-
rung von Menschen mit Behinderungen in 
Sozialunternehmen einführen lassen. Ihre 
Studie hat das große Interesse der betroffe-
nen Menschen als Nutzer bestätigt, aber auch 
die Ängste und Befürchtungen der profes
sionellen Mitarbeiter(innen) erkannt. Sie 
kommt zu dem Schluss, dass es sich bei der 
Implementierung von Assistiven Technolo-
gien in Organisationen der Behindertenhilfe 
um eine unternehmenskulturelle Entwick-
lungsaufgabe handelt, der wir uns mit den 
entsprechenden Methoden und Mitteln wid-
men sollten.

gen im Alltag und auch bei der Arbeit von 
essenzieller Bedeutung ist.

Sie erinnern sich? Tetraplegie, alle vier 
Gliedmaßen, keine Handfunktion. Also begab 
ich mich auf die Suche nach einem geeigneten 
Greif-Hilfsmittel. Die Handprothetik ist ein 
Bereich der Assistiven Technologien mit lan-
ger Tradition. Funktionelle und sogar bioni-
sche Handprothesen sind technisch extrem 
hoch entwickelte Greif- und Haltehilfsmittel 
und in unserer Gesellschaft sehr gut verfüg-
bar. Glücklicherweise fehlt mir keine Hand, 
deshalb weitersuchen …

Internetrecherche in  
eigener Sache
Damals, im Jahr 2005, hatte ich noch nichts 
von einem automatischen Greif-Hilfsmittel 
für Menschen, die noch im Besitz ihrer 
Gliedmaßen waren, gehört oder gesehen. 
Aber es gab ja das Internet. Und so war es ein 
Leichtes, sich einen guten Überblick über die 
weltweit verfügbaren Hilfsmittel zur Kom-
pensation einer eingeschränkten Greif- und 
Haltefunktion zu machen. Ich war über-
zeugt, schnell ein geeignetes automatisches 
Greif-Hilfsmittel, welches meinen Vorstel-
lungen entsprach, zu finden. Fehlanzeige, für 
Menschen mit diesem Bedarf gab es tatsäch-
lich noch kein den technischen Möglichkei-
ten entsprechendes Greif-Hilfsmittel.

Meine Vorstellungen, wie ein solches 
Greif-Hilfsmittel auszusehen hätte, waren so 
konkret, dass der erste Prototyp schnell 
gebaut und auch im alltäglichen Einsatz war. 
Meine Frau und ich waren begeistert, wel-
chen Unterschied das Greif-Hilfsmittel für 
mich machte. Auf einmal konnte ich Dinge 
greifen, festhalten, benutzen und wieder 
ablegen. Eine Tasse zum Trinken, einen Stift 
zum Schreiben, Papier und viele andere All-
tagsgegenstände. Eine Scheibe Brot, ein 
Stück Pizza, eine Salzstange oder ein Gum-
mibärchen – von jetzt auf gleich war es mir 
möglich, diese Dinge sicher in den Griff zu 
bekommen.

Es war offensichtlich, dass auch viele 
andere Menschen von einem solchen 
Greif-Hilfsmittel profitieren könnten. Und 
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VI. Die Fachleute müssen ständig  
up to date bleiben

Fachkräfte in der Behindertenhilfe sind heute mit völlig neuen Anforderungen konfrontiert.  
Zu den traditionellen müssen neue Kernkompetenzen erworben werden.  

Text Jan van Geldern

Up to date bleiben … „Was heute noch 
wie ein Märchen klingt, kann morgen 

Wirklichkeit sein.“ Dieser Intro-Text aus der 
Science-Fiction-Serie „Raumpatrouille 
Orion“ aus dem Jahr 1966 war über Genera-
tion hinweg ein Begriff für Zukunftsvisio-
nen. Heute gilt tatsächlich, dass sich pädago-
gische Fachkräfte auf eine Reise in die 
Zukunft begeben (müssen).

Schon damals wurden futuristische 
Zukunftsvisionen präsentiert, die heute teil-
weise Realität geworden sind. Täglich wer-
den wir mit neuen technischen Entwicklun-
gen konfrontiert. Zukunftsvisionen werden 
kontinuierlich Realität. 

Die Fachkräfte von heute bleiben up to 
date bezüglich neuer technischer Standards. 
Sie vermitteln ihrer Zielgruppe technischen 
Fortschritt in einer verständlichen Sprache. 

Heute wird gegoogelt
Im 21. Jahrhundert hat der Sprachbefehl 
„Okay Google“ nicht nur Einzug in unseren 
Alltag genommen, sondern ist sogar bereits 
im deutschen Duden fest verankert. Unter 
„googeln“ wird verstanden: „Ich google mal 
schnell.“ „Okay Google“ steht hier als Syno-
nym für Internetsuchmaschinen und für 
Spracherkennungssysteme.

Die Fachkräfte von heute unterstützen 
ihre Klienten, Internetsuchmaschinen und 

Spracherkennungssysteme gezielt im Alltag 
anzuwenden. Sie nutzen das World Wide 
Web, um individuelle klientenbezogene 
Informationen oder Tagesnachrichten zeit-
gemäß zu beschaffen. 

Technikeinsatz für Menschen mit Behin-
derung ist oft eine überraschende Herausfor-
derung für pädagogische Mitarbeitende. 
Eigentlich könnte angenommen werden, dass 
es für Mitarbeitende kein Problem darstellt, 
ihre Betreuten in Technikfragen kompetent 
zu beraten. Pädagogische Fachkräfte sind in 
den unterschiedlichsten pädagogischen Kon-
zepten, entsprechend ihrem Arbeitsbereich, 
hoch qualifiziert. In ihrem Berufsalltag müs-
sen sie aber vermehrt Anfragen von Betreu-
ten zu technischer Soft- und Hardware quali-
fiziert beantworten können. Mitarbeitende 
beraten zum Beispiel bei der Anschaffung 
eines neuen Laptops oder eines Handys. Wel-
che Hardware wird wirklich benötigt, um das 
Internet zu nutzen oder um gelegentlich eine 
E-Mail zu schreiben? Gibt es kostenneutrale 
Apps oder solche, die den Alltag erleichtern? 
Bei den vielen unterschiedlichen Anwendun-
gen bedarf es differenzierten Wissens seitens 
der Mitarbeitenden. 

Meine persönliche Erfahrung zeigt, dass 
es immer schwieriger wird, up to date zu 
bleiben. Die Neue-Technik-Welt ist extrem 
schnelllebig geworden. Vielen unserer 

Betreuten fällt es aufgrund der unterschied-
lichsten physischen, psychischen und kogni-
tiven Einschränkungen schwer, technisch up 
to date zu bleiben. Wie kann eine kompetenz
orientierte Pädagogik diesen Herausforde-
rungen begegnen? Kernanforderung an 
Fachkräfte von heute ist Fachwissen aus 
unterschiedlichsten Technik- und Wissen-
schaftsdisziplinen zu erlangen. 

Barrierefreier Zugang
„Barrierefrei sind bauliche und sonstige 
Anlagen, Verkehrsmittel, technische 
Gebrauchsgegenstände, Systeme der Infor-
mationsverarbeitung, akustische und visuel-
le Informationsquellen und Kommunika
tionseinrichtungen sowie andere gestaltete 
Lebensbereiche, wenn sie für behinderte 
Menschen in der allgemein üblichen Weise, 
ohne besondere Erschwernis und grundsätz-
lich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutz-
bar sind.“ (§ 4 BGG – Gesetz zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderung)

Fachkräfte heute haben Basiswissen über 
die barrierefreie Informationstechnik-Ver-
ordnung BITV 2.0 beziehungsweise inter
nationale Verordnungen wie die „Web Con-
tent Accessibility Guidelines“ (WCAG) 2.0 
sind ihnen bekannt. Für den Technikbereich 
bedeutet dies zum Beispiel, Microsoft Word 
oder Adobe-PDF-Dokumente barrierefrei 
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Universelles Design
„Universelles Design“ oder „Design für alle“, 
ist ein internationales Design-Konzept, um 
Barrierefreiheit erfolgreich umzusetzen. 
Darunter ist zu verstehen, dass Produkte, 
Umgebungen und Systeme derart gestaltet 
sind, dass sie für so viele Menschen wie mög-
lich ohne weitere Anpassung nutzbar sind. 
Universelles Design ist der Prozess, Produk-
te für eine größtmögliche Zielgruppe zu ent-
wickeln, wobei gleichzeitig der Bedarf an Hil-
festellungen aller Art möglichst reduziert 
wird. Universelles Design beinhaltet drei 
wesentliche Grundannahmen:

◆ Universelle Usability
Die Regeln für barrierefreie Gestaltung wer-
den mit den Regeln für gute Gebrauchstaug-
lichkeit kombiniert.

◆ Anpassungsfähigkeit
Wenn ein Produkt in der Basisversion nicht 
für alle Zielgruppen zugänglich gemacht 
werden kann, wird eine Möglichkeit zur 

werden immer wieder neue Anwendungs-
produkte aus den Bereichen Sicherheit und 
Unterhaltung präsentiert. Licht, Heizung, 
Rollladen oder die oft genannte Musiksteue-
rung werden angepriesen. Systeme zur 
Raumüberwachung, zum Bespiel zur Sturz-
prophylaxe oder Epilepsieüberwachung, 
sind bereits mehrfach erfolgreich im Einsatz. 
Derartige Smart-Home-Systeme werden von 
Fachfirmen in Kooperation mit Einrich-
tungsträgern installiert, gewartet und lang-
fristig betreut. Entsprechende personalisier-
te Techniklösungen für Menschen mit einem 
besonderen Handicap sind zukunftsfähig, 
bedürfen aber im konkreten Einzelfall jeweils 
weiterer individueller Anforderungen.

Fachkräfte von heute haben Kenntnisse 
über intelligente Assistenzsysteme in der 
Pflege- und Behindertenhilfe. Sie geben neu-
en Techniken in ihrem Berufsfeld eine Chan-
ce, damit diese weiterentwickelt werden. 
Fachkräfte von heute bilden sich über Fach-
vorträge oder Fortbildungen weiter, um 
AAL-Produkte und Anwendungen im Alltag 
kennenzulernen und anwenden zu können.

zu gestalten, so dass diese durch die Betroffe-
nen von einem Screenreader (akustische 
Ausgabe des Textes) fehlerfrei angewandt 
werden können.

Fachkräfte von heute setzen sich aktiv in 
der Gesellschaft für Barrierefreiheit ein. Sie 
sind Sprachrohr für ihre Klienten, um deren 
Forderungen mit Nachdruck zu unterstüt-
zen. Inklusion gelingt nur, wenn Barriere-
freiheit in seiner Vielfältigkeit umgesetzt 
wird. Sondereingänge für Rollstuhlfahrer 
gehören der Vergangenheit an. Kulturelle 
Veranstaltungen, zum Beispiel ein Besuch im 
Museum, müssen inhaltlich barrierefrei vor-
getragen werden, so dass alle Menschen dar-
an teilhaben können.

Ambient Assisted Living
Ambient Assisted Living ist ein Begriff im 
pädagogischen und wissenschaftlichen 
Bereich, der sich ebenfalls der Barrierefrei-
heit annimmt. Intelligente Assistenzsysteme 
in der Pflege- und Behindertenhilfe ziehen 
unaufhaltsam in die unterschiedlichsten 
Betreuungsangebote ein. Kontinuierlich 

Probieren geht über Studieren und führt auf alle Fälle zu eigenen Erkenntnissen. 
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verstanden. Die Vermittlung von „Technik 
heute“ muss an Bedeutung gewinnen. Fach-
kräfte müssen die Vermittlung von Medien-
kompetenz als bedeutsame Erziehungs- und 
Betreuungssaufgabe ansehen. Technische 
Kenntnisse, Orientierungs- und Handlungs-
wissen in Bezug auf Medien werden zukünf-
tig eine Schlüsselrolle im Berufsalltag dar-
stellen.

Die Vermittlung einer umfassenden 
medienpädagogischen Kompetenz muss 
bereits in der Ausbildung der pädagogischen 
Fachkräfte fest verankert sein. 

Die Fachkräfte von heute erhalten eine 
kompetente Ausbildung und können sich 
mit Weiterbildungsangeboten kontinuier-
lich zukunftsfähig fortbilden. Sie werben in 
ihren Institutionen und Einrichtungen für 
einen Einsatz und eine aktive Weiterent-
wicklung der neuen digitalen Medien.

Zukunftsvisionen werden 
Wirklichkeit
Auf uns als Fachkräfte kommt eine große, 
aber auch chancenreiche Aufgabe zu. Uns 
obliegt die Aufgabe, über die Gefahren und 
den Nutzen der digitalen Welt aufzuklären, 
zu beraten und zu begleiten. Um für diese 
Aufgabe gewappnet zu sein, müssen wir uns 
zum einen auf unsere traditionellen Kern-
kompetenzen verlassen und zum anderen 
neue Kernkompetenzen anerkennen und 
uns aneignen. 

Elementar- und Jugendbereich in die 
Erwachsenbildung. Fachkräfte entwickeln 
erwachsenengerechte Konzepte, um Medien
kompetenz zu vermitteln. Sie erkennen den 
positiven Nutzen der neuen Medien. Gleich-
zeitig reflektieren sie Grenzen und Gefahren 
von Social-Media-Anwendungen.

Technik und Medien in der 
Beratung
Die Medienkluft zwischen den Generationen 
muss als Chance genutzt werden, damit bei-
de Seiten ihre Positionen überdenken und 
annähern. Diese bekannte Kluft kann eins zu 
eins in die kooperative Zusammenarbeit mit 
Angehörigen übertragen werden, die ihre 
erwachsenen Kinder lebenslang begleiten 
und unterstützen. Angehörige und Eltern 
brauchen Unterstützung, wie sie mit medien
bezogenen Konflikten gerade bei älteren 
Kindern und Jugendlichen umgehen. Gesetz-
liche Betreuer müssen die Belange und 
Wünsche ihrer erwachsenen Klienten aner-
kennen. Schriftliche und Online-Informa
tionsmaterialien gibt es zur Genüge, zentra-
le Informationen in „Leichter Sprache“ 
hingegen nur unzureichend.

 Die Fachkräfte von heute beraten Ange-
hörige und gesetzliche Betreuer in tech
nischen und rechtlichen Fragen. Daten-
schutzbestimmungen können transparent 
vermittelt werden. Sie beraten und unterstüt-
zen ihre Betreuten bei Anwendungen im 
Internet. Sie erstellen Informationsmateriali-
en in „Leichter Sprache“ für ihre Zielgruppe. 

Medienpädagogik in der 
Fachkräfteausbildung
Das Internet und die Digitalisierung von 
Informationen und Wissen sowie die Kom-
munikation über Online-Plattformen sind 
allgegenwärtig. Während der Ausbildung 
müssen zukünftige Fachkräfte an Berufs-
fachschulen beziehungsweise Fachschulen 
für Sozialpädagogik mit medienpädagogi-
schen Angeboten vertraut gemacht werden. 
Der Erwerb von Medienkompetenz wird als 
Teil von Allgemeinbildung beziehungsweise 
der allgemeinen Persönlichkeitsentwicklung 

individuellen Anpassung angeboten. Typi-
sches Beispiel ist die Einstellbarkeit von 
Schriftgrößen und Farbkontrasten für den 
Ausgleich einer Sehbehinderung.

◆ �Schnittstellen für technische 
Hilfen

Es gibt Zielgruppen, die ein Produkt nur mit 
einer technischen Hilfe nutzen können. Bei-
spiele hierfür sind eine Braillezeile bei Blind-
heit oder eine Spezialtastatur bei spastischer 
Lähmung der Hand.

Fachkräfte von heute erarbeiten sich 
Fachwissen, inwieweit ein Produkt im uni-
versellen Design für ihre Klienten nutzbar ist. 
Sie sind gefordert, sich konstruktiv in die 
Weiterentwicklung von neuen baulichen 
oder technischen Entwicklungen einzubrin-
gen. Sie reflektieren und bewerten beide 
Konzepte, „Design für alle“ und „spezielle 
Lösungen“. Viele Nutzer profitieren von spe-
ziellen Hilfstechnologien (Rollstühle, Hörge-
räte), begegnen dann aber neuen Barrieren 
(Treppen, Lärm, grafische Benutzeroberflä-
chen). Fachkräfte bewerten und befürworten 
eine Umsetzung beider Konzepte für ihre 
Zielgruppe, damit eine Kompatibilität von 
technischen und baulichen Hilfen und Reha-
bilitationstechnik hergestellt werden kann.

Medienkompetenz als Teil 
der Allgemeinbildung
Medienpädagogische Zukunftskonzepte für 
den Elementar- und Jugendbereich halten 
schrittweise Einzug in die Betreuungskon-
zepte unserer Kinder und Jugendlichen. 
Medienpädagogische Konzepte für den 
Behinderten- und Erwachsenbereich haben 
hingegen nur in einem geringen Maße oder 
gar keinen Einzug in die Ausbildung der heu-
tigen Fachkräfte erhalten. Selbstverständlich 
wird heute anerkannt, dass Medien mit ihren 
kommunikativen Angeboten den Elemen-
tar- und Jugendbereich verändern. Diese 
Techniken werden und sind für viele Kinder 
und Jugendliche Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs. 

Die Fachkräfte von heute übertragen 
wissenschaftliche Erkenntnisse aus dem 

Jan van Geldern
Fachdienst Hörsehbehinde-
rung/Taubblindheit und 
Unterstützte Kommunikation 
Regens Wagner Zell 
E-Mail: jan.van-geldern@
regens-wagner.de
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VII. Anbieter wollen mit den Nutzern  
an einem Strang ziehen

 Technische Assistenz erleichtert den Lebensalltag von Menschen mit Behinderung.  
Vieles nützt aber auch Menschen im Alter. Ein Gesamtblick ist zielführend. 

Text Bernward Jacobs

Seit vier Jahren wird in der Stift Tilbeck 
GmbH Havixbeck daran gearbeitet, ob 

und wenn ja, wie bei den Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen Technische 
Assistenz genutzt werden kann. Die Stift Til-
beck GmbH bietet ambulante und stationä-
re Leistungen für diese Personengruppe an, 
betreibt aber auch zwei Einrichtungen des 
Wohnens und der Pflege von Menschen im 
Alter. Anfangs stand allein die Nutzung 
Technischer Assistenz für die behinderten 
Menschen im Fokus. Schnell stellte sich aber 
auch die Gruppe der Menschen im Alter als 
interessierte Zielgruppe heraus.

Die Erbringung von Dienstleistungen 
wird bislang vorrangig mit Blick auf den 
angezielten Personenkreis betrachtet. Bei 
der Schaffung von Angeboten für alte Men-
schen schaut man aus einem anderen Blick-
winkel als bei der Schaffung von Angeboten 
für Menschen mit Behinderung. Das hat vor 
allem historische Gründe. Setzt man sich 
aber mit den Perspektiven der Leistungs
erbringung auseinander, so stellt man viele 
Gemeinsamkeiten fest. Diese Erkenntnis 
mündete bei der Stift Tilbeck GmbH in den 
Aufbau einer für beide Personengruppen 
umfassenden gemeinsamen Strategie für die 
Nutzung Technischer Assistenz:

◆	� Menschen mit Behinderung wollen in 
ihrem vertrauten Quartier leben, wohnen 
und arbeiten. Auch Menschen im Alter 
leben und wohnen dort.

◆	� Für beide Gruppen sind die persönlichen 
Beziehungen in dem Quartier und dem 
örtlichen Sozialraum von großer Bedeu-
tung.

◆	� Menschen beider Gruppen wollen dort 
möglichst selbstständig agieren …

◆	� … und das mit und auch trotz ihrer Funk
tionsbeeinträchtigung. 

Allenfalls ein Unterschied besteht darin, dass 
die Funktionsbeeinträchtigung zu einem 
anderen Zeitpunkt auftrat und somit auch 
das Leben in unterschiedlicher Weise be- 
einflusst hat. Je länger allerdings die Lebens- 
erfahrungen im Quartier und im gewohnten 
Sozialraum mit oder ohne Funktionsbeein-
trächtigung gesammelt werden konnten, 
desto vertrauter und sicherer fühlen die 
Menschen sich dort. So stellt sich bei  
Menschen im Alter die Frage, wie das Leben 
bei (tendenziell) zunehmender Funktions-
beeinträchtigung gestaltet werden kann, 
während es bei Menschen mit Behinderung 
darum geht, Maßnahmen zu definieren und 
umzusetzen, um mit der Funktionsbeein-
trächtigung eigenständig und eigenverant-

wortlich leben, wohnen und arbeiten zu  
können.

Den Blick weiten auf 
Technische Assistenz
Beide Gruppen können auf viele Dienstleis-
tungen zurückgreifen. Dies sind vor allem 
die Leistungen der Pflege und der Pflegever-
sicherung bei Menschen mit Alter und die 
Leistungen der Eingliederungshilfe bei Men-
schen mit Behinderung. Aber schon diese 
Feststellung lenkt auf die Frage hin, ob es für 
die Lebenswirklichkeit der Menschen darauf 
ankommt, welche rechtlichen Ansprüche 
man möglicherweise hat oder ob denn nicht 
viel relevanter ist, wie sich der Lebensalltag 
darstellt und wie man den Wunsch, mit einer 
Funktionsbeeinträchtigung eigenständig zu 
leben, umsetzen kann. 

Die tendenziell gewohnte Antwort lautet, 
Unterstützung durch personelle Hilfe zu 
leisten. Dieses ist für viele Bedarfe sowohl 
sinnvoll als auch notwendig. Allerdings führt 
Hilfe durch Personen oftmals zu Abhängig-
keiten unterschiedlicher Art, vor allem dann, 
wenn ohne helfende Hände eines Dritten der 
Unterstützung benötigende Mensch nicht 
mehr autonom agieren kann. Daher muss 
bei der Gestaltung der hilfreichen Dienstleis-
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tung mindestens gleichrangig die Frage geprüft wer-
den, ob nicht durch eine von dem Betroffenen selbst 
gesteuerte Technische Assistenz dieser ein höheres 
Maß an eigener Lebensgestaltung und eigener Verant-
wortung erreichen kann. Dieser Blickwinkel muss in 
der Organisation fest verankert werden: sowohl in 
allen Schritten der administrativen institutionellen 
Bearbeitung als auch in der Organisation der individu-
ellen Begleitprozesse. 

Die Option der Anwendung Technischer Assis-
tenzlösungen stellt sich für alle Lebensbereiche eines 
Menschen mit Funktionsbeeinträchtigung. Sie umfasst 
Wohnen, Arbeiten, Kommunikation, Mobilität und 
gesundheitliche Versorgung. Manche Lösungen gelten 
für Teilbereiche, einige für alle dieser Lebensbereiche. 
Manche Lösungen müssen fest installiert werden, zum 
Beispiel in der Wohnung. Andere können, gerade 
wenn sie individuell nur auf die Person bezogen 
genutzt werden, die Barrierefreiheit in mehreren 
Lebensbereichen sichern. Dazu muss es auf dem Weg 
zur Lösung immer zwei Sichtachsen geben.

Institutionelle und individuelle 
Sicht 
Aus institutioneller Sicht liegt es im Interesse eines 
Dienstleisters, im Haus und in den Gebäuden Barriere
freiheit herzustellen. Die Regelungen der DIN 18040-
1 und -2 dienen dazu, einen baulichen Standard zu 
definieren und dadurch Barrierefreiheit sicherzustel-
len. Diese Regelung gilt für öffentliche Gebäude und 
für barrierefrei nutzbare Wohnungen. Sie sind somit 
heute auch Grundlage der öffentlichen Finanzierung 
für Neu- und Umbauten, die sich an Menschen mit 
Behinderung oder Menschen im Alter richten. Für 
Bestandsbauten sind diese Regelungen allerdings nicht 
verbindlich. Dass bei der Planung von Gebäuden die-
se Richtlinien Anwendung finden, führt allerdings zu 
einer anderen Fragestellung: Ist die Sicherstellung von 
Barrierefreiheit vorrangig eine Frage an Architekten 
und Ingenieure beziehungsweise an die technischen 
Abteilung des Unternehmens?

Die Regelungen der DIN 18040-1 und -2 dienen 
(nur) der Barrierefreiheit eines Gebäudes, sichern damit 
aber zugleich die Nutzbarkeit für alle tatsächlichen und 
zukünftigen Nutzer, ungeachtet ihrer jeweiligen Funk-
tionsbeeinträchtigung. Die konkrete, individuelle Funk-
tionsbeeinträchtigung eines Nutzers aber kann noch 
weitere, gegebenenfalls auch zusätzliche Anforderun-
gen stellen. Diese gemeinsam mit dem Betroffenen zu 

benennen und daraus die individuelle, angepasste 
Lösung zu erarbeiten, kommt vielmehr den Personen 
zu, die einen Betroffenen in seinem Lebensalltag beglei-
ten. Nur aus der konkreten Lebenssituation des Betrof-
fenen heraus kann gemeinsam mit ihm und gegebenen-
falls seinem personellen Umfeld nach Lösungen gesucht 
werden. Diese Methode hat des Weiteren den großen 
Vorteil, dass die erarbeitete Lösung aller Wahrschein-
lichkeit nach auch tatsächlich vom Nutzer akzeptiert 
wird und in die alltägliche Anwendung kommt. Dieser 
Weg entspricht auch den Intentionen des Bundesteilha-
begesetzes. Danach gilt es personenbezogene Wege zur 
gesellschaftlichen Teilhabe zu finden. Die Beteiligung 
des Betroffenen ist dabei unverzichtbarer Bestandteil. 
Und die Person kann in aller Regel auch mitteilen, was 
ihr, bezogen auf ihre Lebenssituation, fehlt. Bei einer 
Befragung war den interessierten Nutzern aus einer 
Gruppe von Menschen mit Behinderung wichtig, dass 
die Technik funktioniert, dass sie hilft, das Leben zu ver-
bessern oder das Angewiesensein auf andere zu verhin-
dern, aber auch, dass sie die Arbeit erleichtert und ein-
fach zu bedienen ist. 

Es gibt keine Definition, was Technische Assistenz 
und -systeme ausmacht. Das Institut für Technische 
Assistenzsysteme (ITAS) der Jade-Hochschule Wil-
helmshaven-Oldenburg-Elsfleth schreibt auf ihrer 
Internetseite dazu: „Unterstützungstechnologien 
machen das Leben leichter und einfacher. Sie unter-
stützen gesunde, aber insbesondere auch beeinträch-
tigte Menschen dabei, ein möglichst selbstständiges 
Leben führen zu können. Dabei können Unterstüt-
zungstechnologien viele Gesichter haben. Ihr Einsatz-
bereich erstreckt sich von der ambulanten Überwa-
chung verschiedener Vitalparameter über intelligente 
Textilien bis hin zur intelligenten Hausautomation zur 
Schaffung eines gesundheitsfördernden Raumklimas.“ 

Diese Definition macht zugleich eine weitere Her-
ausforderung deutlich: Die Erörterung schielt zu früh 
auf digitale und hochkomplexe Lösungen und lenkt – 
bezogen auf den hier betroffenen Personenkreis – 
somit davon ab, was für die Betroffenen alltagstauglich 
ist und von ihnen mit ihren Beeinträchtigungen gut 
genutzt werden kann, ohne hohen technischen Auf-
wand realisierbar und installierbar ist und auch bezahl-
bar. Die Hilfestellung, die für diese Erörterung erfor-
derlich ist, setzt Fachwissen und Fachkompetenz 
voraus, vor allem aber Empathie sowie die Fähigkeit 
und den Willen, sich mit den Betroffenen und ihrer 
Lebenssituation auseinanderzusetzen.

„Wichtig ist es,  
den Lebensalltag 

zu gestalten“
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neue Chance, auch ohne Unterstützung durch Perso-
nen leben und somit eigenständiger agieren zu kön-
nen.
2.	 Welche Technische Assistenz bei der konkreten 
Lebenssituation hilfreich ist, muss zusammen mit der 
betroffenen Person erarbeitet werden. Dieser Weg 
stärkt die Akzeptanz der assistierenden Lösung und 
sichert zugleich nachhaltig ihre Nutzung. 
3.	 Die UN-Behindertenrechtskonvention begrüßt die 
Nutzung technischer Möglichkeiten, das Bundesteil-
habegesetz fordert sie.
4.	 Technische Assistenz kann Betroffene in vielen 
Lebensbereichen unterstützen, wie zum Beispiel bei 
der Kommunikation, der Arbeit, der gesundheitlichen 
Versorgung, der Mobilität, im alltäglichen Handeln. 
Ein breit angelegtes Wissensmanagement schafft die 
Grundlage, für eine konkrete Situation eines konkre-
ten Menschen eine technische Lösung zu finden.
5.	 Dienstleister, die Hilfen für diesen Personenkreis 
anbieten, sind aufgefordert, sich mit diesen Fragen 
auseinanderzusetzen, die Voraussetzungen für die 
Anwendung Technischer Assistenz zu schaffen und 
innerhalb ihrer Organisation für sichernde Bedingun-
gen zu sorgen.

Die Eingliederungshilfe hat dabei gegenüber der 
Arbeitsweise der Altenhilfe einen methodischen Wis-
sensvorsprung: Sie kennt die ICF. Diese bietet die 
Grundlage dafür, von der Funktionsbeeinträchtigung 
her nachzudenken und den Kontext der Person mit 
ihrer Umwelt und den Umweltbedingungen in den 
Blick zu nehmen. Dies entspricht wiederum den Denk-
ansätzen des Bundesteilhabegesetzes. Auch die UN-Be-
hindertenrechtskonvention benennt ausdrücklich 
auch „technische Hilfen“ als Unterstützungs- und 
Hilfsoption, zum Beispiel in Art. 4 (1 g) und (1 h), Art. 
20 (b), Art. 21 (a), Art. 24 (3 c) oder Art. 26 (3). 

Dieser Denkansatz öffnet den Dienstleistern der 
Eingliederungshilfe auch einen strategischen Vorteil: 
Man kann von der Funktionsbeeinträchtigung her 
denken und daraus Unterstützungsansätze erarbeiten. 
Genau diese Kompetenz brauchen auch Menschen im 
Alter, die in ihrem Quartier wohnen bleiben wollen.

Aber auch für die Hilfen für Menschen mit Behin-
derung muss diese Kompetenz ausgebaut werden. Die 
Beratung behinderter Menschen wird deutlich intensi-
viert werden müssen. Es gilt zukünftig alle dienlichen 
Rechtsansprüche zu kennen und die dafür erforderli-
chen Handlungs- und Arbeitsstrategien aufzubauen. 
Nach Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes müssen 
die Dienstleister in der Lage sein, bei allen Unterstüt-
zungen im Bereich des Wohnens, des Arbeitens, der 
Mobilität, der Kommunikation und der gesundheitli-
chen Versorgung die Leistungspflichten anderer Reha-
bilitationsträger mitzuprüfen, gegebenenfalls mit den 
Betroffenen die Ansprüche durchzusetzen und dann 
auch bei der Beschaffung und der Alltagsanwendung 
zu helfen. 

Für den anbietenden Dienstleister ist es bedeutsam, 
sich für die Anwendung Technischer Assistenz und 
Technischer Assistenzsysteme einen Rahmen zu set-
zen: Es braucht ethische Leitsätze, die für das Unter-
nehmen und seine Mitarbeitenden verbindlich sind 
und den Nutzern die Sicherheit geben, dass mit ihren 
persönlichen Fragen und Sorgen wie auch mit ihren 
schützenswerten persönlichen Daten verantwortungs-
bewusst umgegangen wird. Dadurch haben caritative 
Träger eine zusätzliche Chance, für ihre Unterstützung 
vom Nutzer einen Vorschuss an Vertrauen zu bekom-
men.

Fazit
1.	 Technische Assistenz und Technische Assistenz
systeme eröffnen Menschen mit Behinderung eine 

„Es gilt alle 
Rechtsansprüche 
zu kennen“

Bernward Jacobs
Ehemaliger Geschäftsführer der  
Stift Tilbeck GmbH  
E-Mail:  
jacobs.b@stift-tilbeck.de
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VIII. Der Analyse folgt die Problemlösung
Mit dem Dreischritt von Problemanalyse, Lösungssuche und Maßnahmenplan macht die Stift Tilbeck 

GmbH gute Erfahrungen und hat damit ein eigenes Beratungskonzept. 

Text Marcus Hopp

Ambient Assisted Living (AAL), Alters-
gerechte Assistenzsysteme, Assistive 

Technologien oder Technische Assistenzsys-
teme: Alle Begrifflichkeiten meinen dasselbe, 
nämlich den Einsatz von technischen Syste-
men und Geräten, die einen Menschen dabei 
unterstützen beziehungsweise befähigen, 

möglichst gesund, selbstständig und selbst-
bestimmt leben zu können.

Die Stift Tilbeck GmbH beschäftigt sich 
seit dem Jahr 2012 intensiv mit dieser The-
matik im Rahmen einer Projektstelle in 
Stabsfunktion. Zum Projektstart konnten im 
Rahmen einer themenbezogenen Potenzial

ermittlung wesentliche Grundaussagen 
getroffen werden, die für den weiteren Pro-
jektverlauf wichtig waren. Die wichtigsten 
Erkenntnisse sollen nachfolgend kurz 
benannt werden:

1. Die technischen Möglichkeiten schei-
nen zunächst unbegrenzt und es gibt für viele 

Nach Problemanalyse und gemeinsamer Beratung wird ein Maßnahmenplan entwickelt.
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ist, sondern eine weitere Option darstellt, 
damit Menschen mit Funktionsbeeinträchti-
gungen selbstständig und nach eigenen 
Lebensvorstellungen leben können.

Damit dieses gelingen kann, bedarf es 
eines Beratungsansatzes, der über die reine 
Informationsweitergabe hinausgeht – also 
prozesshaft angelegt ist. Zudem ist es aus Sicht 
der Projektverantwortlichen zwingend not-
wendig, die Menschen mit Funktionsbeein-
trächtigung im Rahmen partizipativer Prozes-
se bei der Erarbeitung geeigneter Lösungen 
einzubeziehen. Auch der Einbezug des fami-
liären, sozialen oder professionellen Umfelds 
ist sinnvoll, wobei dieses der Zustimmung der 
ratsuchenden Person erfordert. 

Tilbecker Beratungskonzept
Nach Festlegung der genannten Rahmenbe-
dingungen fußt das Tilbecker Beratungskon-
zept auf folgende Beratungsschritte:

1. Problemanalyse: Die Basis für den Start 
eines erfolgreichen Beratungsprozesses ist 
eine umfangreiche Problemanalyse. Die 
Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, 
dass Beratungsleistungen erst dann angefragt 
und genutzt werden, wenn die individuellen 
Problembereiche bereits so vielschichtig 
sind, dass die Selbstständigkeit einer Person 
mittelbar gefährdet ist. Dieses Phänomen ist 
sowohl bei Menschen zu beobachten, die in 
institutionellen Settings leben, als auch im 
Privathaushalt. Dies zeigt sich auch in der 
Beobachtung, dass viele ratsuchende 
Menschen beziehungsweise Mitglieder aus 
dem personenbezogenen Umfeld sich häufig 
erst in akut-kritischen Lebensphasen mit 
Unterstützungsmöglichkeiten auseinander-
setzen und entsprechend auch keine Bera-
tungs- und Unterstützungsdienste präventiv 
in Anspruch nehmen. 

Aus diesem Grund ist eine gründliche 
Analyse gemeinsam mit den betroffenen 
Menschen und gegebenenfalls ihrem Umfeld 
eine wichtige Voraussetzung für den 
Beratungserfolg. Hierfür unterscheidet das 
Beratungskonzept der Stift Tilbeck GmbH 
zwischen personenbezogenen und umweltbe-
zogenen Barrieren, die die Probleme verursa-

zelnen technischen Lösungen vorhanden, 
auf die auch Privatkunden zugreifen können. 
Diese Vermittler wollen allerdings in erster 
Linie ihre Produkte verkaufen. Somit steht 
das Produkt im Vordergrund und nicht die 
Lösung des Problems.

Diese Auseinandersetzung mit dem 
Potenzial Technischer Assistenz war in der 
Retroperspektive notwendig, um weitere 
Projektziele und -schritte zu definieren und 
durchzuführen.

Ziel ist es, Probleme zu lösen
Neben öffentlichkeitswirksamen Initiativen 
wurde eine Beratungsmethode konzipiert, die 
ratsuchende Personen dabei unterstützen soll, 
passende (technische) Lösungen zu finden. 

In der thematischen Auseinandersetzung 
und hausinternen Diskussion wurde der 
Fokus letztlich auf den Menschen mit seinen 
Problemen und Funktionsbeeinträchtigun-
gen gelegt und weniger auf die technischen 
Möglichkeiten. Somit wurde der handlungs-
leitende Kernsatz formuliert: „Die (techni-
sche) Lösung muss zum Problem passen und 
nicht das Problem zur Lösung!“ 

Bei der Erstellung einer Zuordnungs
matrix hat die Stift Tilbeck GmbH zudem 
erarbeitet, dass nicht immer zwingend der 
Einsatz von Technik sinnvoll ist, sondern 
dass darüber hinaus weitere Lösungsberei-
che existieren. Somit ergeben aus heutiger 
Sicht folgende Themenkomplexe die Zuord-
nungsebene:
◆ ��Hilfsmittel/nicht-technische Alltagshilfen
◆ ��Persönliche Dienstleistungen (professio-

nell/nicht-professionell)
◆ ��Selbstwirksamkeit der ratsuchenden Per-

son
◆ ��Technische Assistenz 
Durch die Erweiterung der Lösungsbereichs
ebene gelang es, ein notwendiges Wissens-
management aufzubauen, das die persönli-
chen Problembereiche ganzheitlich in den 
Blick nimmt und die Auswahl passender 
Lösungsmöglichkeiten nicht auf den techni-
schen Bereich beschränkt.

Vielmehr liegt die Erkenntnis zugrunde, 
dass der Technikeinsatz kein „Allheilmittel“ 

denkbare Problemszenarien entsprechende 
technische Lösungen. Zudem erweitert sich 
der Pool an technischen Geräten und Syste-
men parallel mit dem technischen Fort-
schritt. Diese Lösungen sind sowohl auf ins-
titutioneller als auch auf individueller Ebene 
nutzbar.

2. Technische Assistenzsysteme stellen 
eine sinnvolle Alternative oder Ergänzung zu 
herkömmlichen und traditionellen Unter-
stützungsformen dar und können somit 
individuelle Unterstützungsarrangements 
adäquat erweitern. Ob dies gelingt, hängt 
aber von unterschiedlichen personenbezoge-
nen Voraussetzungen (Biografie, Lebens-
welt, Umfeld etc.) und auch umweltbezoge-
ne Faktoren (räumliche Voraussetzungen, 
technische Infrastruktur etc.) ab. 

3. Der Aus- und Aufbau des Themenfel-
des Technische Assistenz in Deutschland 
wird federführend durch das Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung vorange-
trieben. Hierbei gilt der gesamte Themen-
komplex als wichtiger Baustein in der 
Gesamtstrategie, um Auswirkungen des 
demografischen Wandels entgegenzuwir-
ken. Dementsprechend haben der überwie-
gende Teil der geförderten Projekte Men-
schen im Alter als Zielgruppe definiert. Die 
Stift Tilbeck GmbH hat im Rahmen der Pro-
jektfeldentwicklung den Personenkreis der 
Menschen mit Funktionsbeeinträchtigungen 
als Zielgruppe definiert. Diese beinhalten 
nach der hausinternen Definition sowohl die 
Menschen mit Behinderung im Sinne der 
Sozialgesetzbücher als auch die Menschen im 
Alter. Bezogen auf ältere Menschen wurde 
festgestellt, dass oftmals eine altersbedingte 
Funktionsbeeinträchtigung ursächlich eine 
selbstständige Lebensführung gefährdet. 

4. Das Potenzial technischer Lösungsan-
sätze ist der Zielgruppe kaum bekannt. Öffent-
lichkeitswirksame, themenbezogene Aktio-
nen finden nur punktuell statt und erreichen 
selten die Zielgruppe. Somit gibt es derzeit 
keine gesicherten Informationswege.

5. Über Vertriebsstrukturen von Herstel-
lern beziehungsweise der Handelspartner 
sind Ansprechpartner und Vermittler zu ein-
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definieren. In einem solchen Maßnahmenplan sollten 
dann auch die nötigen Schritte dahingehend definiert 
werden, wer für die Umsetzung zuständig ist. Hier-
durch bekommen alle Beteiligten mehr Sicherheit und 
die Wahrscheinlichkeit steigt, dass die Umsetzung 
auch komplexer Lösungsideen gelingen kann. In die-
ser Phase kann auf Wunsch auch die Unterstützung 
der Beraterperson in Form einer Vermittlung stattfin-
den.

Zielführender Beratungsansatz
Die Umsetzung dieses Beratungsansatzes nach oben 
skizziertem Ablauf wurde in den letzten Jahren erprobt 
und kann aus Sicht des Unternehmens als zielführend 
bewertet werden. Dieses gilt sowohl in der Beratung 
von Einzelpersonen als auch in der Beratung von Men-
schen und Teams im institutionellen Setting.

In der Umsetzung dieser Beratungsmethode kommt 
dem Berater eine zentrale Schlüsselposition zu. Zum 
einen muss dieser ein umfangreiches Wissensmanage-
ment, bezogen auf das recht neue Feld der Technischen 
Assistenz, vorweisen. Zum anderen muss er aber auch 
über ein weitreichendes Netzwerk verfügen, um Lösun-
gen aus den anderen Lösungsbereichen parat zu haben. 
Auch in der Rücksprache mit Herstellern technischer 
Systeme oder technischer Fachleute, die den Einbau 
übernehmen, müssen Übersetzungskompetenzen vor-
handen sein, damit die Implementierung exakt nach 
Kundenauftrag umgesetzt wird. Aus Sicht der Stift Til-
beck GmbH ist die Bedarfsfeststellung und Technolo-
gieauswahl ein Arbeitsfeld der sozialen Arbeit. 

Zudem bietet sich dieses Beratungsthemenfeld  
insgesamt auch für den Aufbau einer Peer-to-Peer- 
Beratung an, da Beratungspersonen mit Funktionsbe-
einträchtigungen aus der eigenen Biografie heraus 
wichtiges lebensweltbezogenes Wissen erworben 
haben und somit die Wahrscheinlichkeit hoch ist, dass 
eine Kommunikation auf Augenhöhe mit den ratsu-
chenden Personen gelingen kann.

chen beziehungsweise verstärken. Die gemeinsame 
Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Problembe-
reichen erfordert aufseiten des ratsuchenden Menschen 
einen Vertrauensvorschuss gegenüber der beratenden 
Person, da hier zum Teil auch sehr persönliche Details 
angesprochen werden. Ein Grundsatz im Beratungspro-
zess ist, dass die Person selbst entscheidet, welche Pro-
blembereiche erörtert werden. Die Eingrenzung der 
Problembereiche ist im Analyseprozess auch für die rat-
suchende Person hilfreich, da diese ein klareres Bild der 
eigenen Lebenssituation in Bezug auf vorhandene und 
alltagserschwerende Barrieren und Faktoren erhält.

2. Suchen von geeigneten Lösungen: Nach Beendi-
gung der Analyse gilt es, mit allen anwesenden Perso-
nen im Rahmen eines Brainstormings Ideen zu sam-
meln. Dies ist ein offener, partizipativer Prozess, in 
dem die Ideen nicht nach Sinnhaftigkeit von den Grup-
penmitgliedern bewertet werden dürfen. Somit sind 
auch Ideen erwünscht, die auf den ersten Blick abstrus 
wirken. Der Berater agiert hier als Moderator, kann 
aber auch eigene Ideen einbringen. Sobald aus Sicht 
der Gruppe keine weiteren Ideen eingebracht werden, 
gilt dieser Prozess als abgeschlossen. In einem weiteren 
Schritt ordnet die Gruppe gemeinsam alle Ideen mit-
hilfe eines Clusterverfahrens hinsichtlich der Umsetz-
barkeit (schnell, mittel, langsam) und des Aufwandes 
(niedrig, mittel, hoch). Am Ende des Verfahrens ergibt 
sich aus der Zuordnung ein konkretes Bild, in dem rea-
listische Ideen gebündelt stehen, welche die Grundla-
ge für die weitere Bearbeitung bilden.

3. Auswahl der passgenauen Lösung: Unter Berück-
sichtigung der vielversprechenden Ideen gilt es nun im 
weiteren Prozess mit den ratsuchenden Menschen die 
weitere Umsetzung und Implementierung der Lösung 
zu besprechen. Insbesondere bei der Auswahl von 
geeigneten technischen Geräten muss beachtet wer-
den, dass es zu unterschiedlichen Funktionen mehrere 
Hardware-Möglichkeiten gibt. Wenn in der zweiten 
Beratungsphase beispielsweise ein mobiles GPS-Gerät 
die passende Lösung wäre, gilt es in dieser Phase zu klä-
ren, welches Format im Sinne der Hardware insofern 
geeignet ist, dass das Gerät auch im Alltag immer mit-
genommen wird. Wenn die ratsuchende Person im 
Alltag kein Handy nutzt, ist es nicht ratsam, ein 
GPS-Handy zu implementieren. 

4. Maßnahmenplan in Form von Projektierung: 
Wurde im Konsens eine passende Lösung gefunden, 
gilt es nun gemeinsam die weiteren Schritte bis zur 
abschließenden Implementierung der Lösung zu  

Marcus Hopp
Projektleitung „Technische  
Unterstützung (AAL)“
Stift Tilbeck GmbH
E-Mail: hopp.m@stift-tilbeck.de

„Beratungsansatz 
erweist sich  

als zielführend“
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IX. Mit den Medien umgehen lernen
 Medien sind für jeden dienlich. Zu ihrer Nutzung braucht es aber auch Kompetenz. Für deren Erwerb 

hat die Caritas Wohnen gGmbH in Paderborn ein medienpädagogisches Konzept erstellt.

 
Text Reinhard Hupe, Christian Möser

Nur weil Menschen mit Behinderung bei 
uns ihr Zuhause haben, sollen sie bei 

der Mediennutzung nicht abgehängt sein, 
sondern eine größtmögliche Normalität 
erfahren.“ Diese Aussage von Karl-Heinz 
Vogt, Geschäftsleitung der Caritas Wohnen 
im Erzbistum Paderborn gGmbH, macht 
den Anspruch deutlich, mit dem das Sozial-
unternehmen an die Erstellung eines 
medienpädagogischen Konzeptes heran-
ging. „Ein solches Konzept war unumgäng-
lich, da Medien in der Lebenswirklichkeit 
von Menschen eine unverzichtbare Rolle 

spielen. Die fortschreitende technische Ent-
wicklung bestimmt immer mehr den Alltag 
und ermöglicht Teilhabe“, so Vogt weiter. 

Insgesamt zählt der Geschäftsbereich 
Wohnen mehr als 1300 Klient(inn)en und 
über 1000 Mitarbeitende, die sich regelmä-
ßig auf einen gegenseitig tolerierten Rahmen 
der Mediennutzung verständigen müssen. 
Dabei sind Dauer, Ort und Zeitpunkt der 
Nutzung genauso Themen wie die Finanzie-
rung des Konsums, gesetzliche Grenzen oder 
inhaltliche Fragen. Aus diesen häufigen Fra-
gestellungen und Anregungen ergab sich der 

Bedarf, den täglichen Umgang mit Medien 
zu reflektieren und zu gestalten. „Wir haben 
dann in einer 15-köpfigen Arbeitsgruppe 
aus Klienten und Mitarbeitenden im Sinne 
der Partizipation ein medienpädagogisches 
Konzept erarbeitet“, berichtet Medienpäda-
goge Christian Möser, unter dessen Leitung 
und fachlichem Impuls das Werk entstand. 

Das Konzept sieht Bildung und Befähi-
gung, Erziehung und Fortbildung als die 
maßgeblichen Aufträge eines zeitgemäßen 
und attraktiven Anbieters im Bereich Woh-
nen für Menschen mit Behinderung an. Es 
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Die Projektgruppe: Christian Möser 
und Ranka Bijelic von der Firma 
TMT-Bildungsprojekte (sitzend), 
von links nach rechts: Monika  
Mähnert, Laura Tölle, Jonas Schür-
mann, Olaf Clusen, Carolin Hasse, 
Reinhard Hupe, Michael Menne, 
Christiane Meyer, Stefan Sima,  
Julian Meyer, Alexandra Anke, 
Elmar Müller, Jannik Asselmeyer. 
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„Menschen mit 
Behinderung dür-
fen bei der Medien-
nutzung nicht 
abgehängt werden“

basiert im Wesentlichen auf dem Medienkompetenz-
modell nach Dieter Baacke und beinhaltet vier Dimen-
sionen des kompetenten Umgangs mit Medien:

Die vier Kategorien des Begriffes Medienkompe-
tenz:
◆	� Medienkunde
◆	� Mediennutzung
◆	� Mediengefahr/Medienkritik
◆	� Mediengestaltung
Bei der Medienkunde reflektierten die Teilnehmer, 
was für Klienten und Betreuungspersonal wichtige 
Medien sind und wie diese im Tagesablauf eingesetzt 
werden. „Dabei wurden beispielsweise auch Regeln 
besprochen, die für beide Seiten verbindlich sind. 
Wenn beim Essen handyfreie Zone angesagt ist, dann 
gilt dies für alle Beteiligten am Tisch. Das Personal 
kann dann gegenüber Menschen mit Behinderung 
nicht mit der dienstlichen Notwendigkeit den Medien
einsatz begründen“, berichtet Christian Möser. 

Die Frage, was ein „normales“ Maß an Mediennut-
zung darstellt, warf im Teilnehmerkreis interessante 
Aspekte auf. „Laut aktuellen Studien ist es bei der Ziel-
gruppe der 13- bis 19-Jährigen normal, dass sie ein 
Handy besitzen und einen Zugang zu einer flächende-
ckenden Versorgung mit dem Internet erwarten. Bei 
Menschen mit Behinderung ist diese Erwartungshal-
tung nicht anders“, so Reinhard Hupe, der als Medien-
beauftragter im Geschäftsbereich am Konzept mit-
wirkte. 

Die Gefahren und die Kritik im Umgang mit den 
Medien wurden von Betreuern oftmals ganz anders 
gesehen als von den Klienten. Vor allem die altersun-
angemessene Nutzung warf eine der schwierigsten Fra-
gestellungen auf. Letztendlich muss der Träger hier 
aber stets berücksichtigen, dass die Einrichtung, in der 
Menschen mit Behinderung leben, das Zuhause dar-
stellt. Verbote oder gar ein Ausgrenzen würden nur zu 
einer Verlagerung der Nutzung außerhalb führen. 
Stattdessen berücksichtigt das Konzept die besonders 
sensiblen Bereiche und setzt auf Prävention und Auf-
klärung der Klienten. Themen wie das Recht am eige-
nen Bild, Cybermobbing oder die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Nutzung von sozialen 
Medien sind dabei fest verankerte Angebote im inklu-
siven Fortbildungskatalog des Trägers, auf die das 
medienpädagogische Konzept aufbaut. 

Bei der Mediengestaltung ging es darum, welche 
großen Vorteile die neue Technik für den Träger und 
somit für Menschen mit Behinderung bietet. Darin 

besteht eine Chance, dass sich fast alle Einschränkun-
gen ausgleichen lassen, Assistenzsysteme Barrieren 
abbauen und Klienten somit eine größtmögliche Teil-
habe erreichen. Elektronische Medien werden so Mit-
tel zum Zweck. 

Während der Konzepterstellung startete auch das 
AAL-Projekt des CBP, an dem sich Klienten der Cari-
tas Wohnen gem. GmbH mit Technologien wie Not-
rufhandy, Tablet für Internetnutzung und Laptop als 
Kommunikationsmittel (Skype) beteiligt haben. Die 
Erkenntnisse aus der Testphase konnten bereichernd 
bei der Konzeptentwicklung Berücksichtigung finden.

Mit dem medienpädagogischen Konzept soll eine 
grundsätzlich positive Haltung zur Nutzung der Medi-
en in der Caritas Wohnen gem. GmbH festgelegt wer-
den. Zudem werden Informationen zusammengetra-
gen, die Mitarbeitenden und Klienten Sicherheit in 
Bezug darauf geben, was der Träger ihnen bietet, aber 
auch erwartet. Als Grundlage, die für alle Seiten bin-
dend ist, wurde in einem Mediennutzungsvertrag eine 
medienpädagogische Vereinbarung geschlossen, die 
auch Haftungsfragen mit den gesetzlichen Vertretern 
und Betreuern beinhaltet. 

Mit eigenen Medienscouts
Damit ein von allen gewolltes und akzeptiertes medi-
enpädagogisches Konzept wirksam wird und im Alltag 
lebt, ist als nächster Schritt die Durchführung einer 
Ausbildungsreihe, angelehnt an das Projekt Mediens-
couts der Landesanstalt für Medien NRW, geplant. 
Angedacht ist, das Projekt so abzuwandeln, dass Klien-
ten unterschiedlichen Alters und Mitarbeitende 
gemeinsam teilnehmen. Da die Landesanstalt nur für 
Jugendliche und nicht für Erwachsene die Finanzie-
rung übernimmt, realisiert die Caritas Wohnen gem. 
GmbH dieses Projekt in Eigenregie, voraussichtlich 
mit Hilfe von Spendengeldern. 

Durch die unterschiedlichen Altersgruppen und 
die inklusive Zusammensetzung der angehenden 
Medienscouts werden viele Vorteile entstehen. 
Zunächst werden alle Klienten und Mitarbeitende, die 
an der Ausbildungsreihe teilnehmen, vom Einsatz 
langjährig erprobter Materialien profitieren und ihre 
Medienkompetenz vor allem in den Bereichen Inter-
net und Sicherheit, soziale Netzwerke, Computerspie-
le und Smartphones erweitern. Menschen mit Behin-
derung erfahren sich wertgeschätzt. Mitarbeiter und 
Klienten haben einen gemeinsamen Schwerpunkt, an 
dem sie im Sinne der Inklusion arbeiten können. Wei-
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Mit den Klienten wurde  
die Möglichkeit der Medien- 
nutzung erörtert.

B
ild

 C
W

W
 P

a
d

e
rb

o
rn

terhin werden alle Klienten und Mitarbeiter profitie-
ren, da die Teilnehmenden so ausgewählt werden, dass 
sie einen Querschnitt aus dem Organigramm abbilden. 
Dies wird dabei helfen, dass die Medienscouts nach der 
Ausbildung als Multiplikatoren Ansprechpartner in 
ihren Einrichtungen sein sollen. Besonders der Peer- 
to-Peer-Ansatz (Klienten helfen Klienten) verspricht 
großen Erfolg. 

Bei der Entwicklung des Konzeptes hat die aus 
Bewohnern und Klienten bestehende Arbeitsgruppe 
gut zusammengearbeitet und sich gegenseitig ergänzt. 
Gemeinsam mit den ausgebildeten Medienscouts wer-
den diese in den folgenden Jahren fortlaufend in Auf-
bauworkshops weiterqualifiziert. 

Auch bei den Einrichtungen vor Ort wird dem 
medienpädagogischen Konzept eine hohe Bedeutung 
eingeräumt. Zukünftig werden dazu Sprechzeiten und 
Praxiseinheiten im Rahmen der Teilhabeplanung fest 
in den Alltag eingebunden sein. 

Das medienpädagogische Konzept steht bei der 
Caritas Wohnen im Erzbistum Paderborn gem. GmbH 
kurz vor der Einführung. Um die Voraussetzungen für 
eine zeitgemäße Mediennutzung zu schaffen, traf die 
Geschäftsführung die Entscheidung, ein flächende-
ckendes WLAN für die Klienten anzubieten. Dieses 
soll in allen Wohneinrichtungen und Diensten des 
Trägers eingerichtet werden. 

Das AAL-Projekt hat einen zusätzlichen Schub in 
Sachen Medienangebot, -nutzung und -kompetenz 

bewirkt. Weil Testpersonen aus allen Bereichen teilge-
nommen haben, wurden auch Mitarbeitende für Inte-
ressen und Talente der Klienten sensibilisiert. Das 
Selbstverständnis für Medieneinsatz hat sich einmal 
mehr positiv entwickelt. 

Geplant ist, das medienpädagogische Konzept nach 
einer trägerweiten Einführungsveranstaltung in den 
Einrichtungen zu implementieren. Um der rasanten 
Entwicklung im Bereich Medien Rechnung zu tragen, 
soll das Konzept halbjährig evaluiert und weiterentwi-
ckelt werden. „Ein zeitgemäßer Umgang mit Medien 
ist ein großes Qualitätsmerkmal für eine Einrichtung 
für Menschen mit Behinderung. Diesen können wir 
nun gewährleisten“, fasst Karl-Heinz Vogt zusammen. 

„Flächendeckendes 
WLAN für  
alle Klienten“

Reinhard Hupe
Pädagogische Leitung Region Paderborn 
Süd Caritas Wohn- und Werkstätten im 
Erzbistum Paderborn
E-Mail: r.hupe@cww-paderborn.de

Christian Möser
Firma TMT Bildungsprojekte 
E-Mail: c.moeser@ 
tmt-bildungsprojekte.de
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X. Recht auf digitale Teilhabe
Wenn Einrichtungen und Dienste AAL einführen oder anwenden, wirft dies zahlreiche  

ethische Fragen auf. Der folgende Beitrag gibt Hinweise für den Prozess und macht deutlich:  
Es gibt nicht nur eine Perspektive.

 
Text Katrin Grüber

Der folgende Beitrag soll den Reflexionsprozess 
von Trägerverantwortlichen und Mitarbeitenden 

von Einrichtungen und Diensten der Eingliederungs-
hilfe anregen und unterstützen. Dieser kann zu einem 
Zeitpunkt sinnvoll sein, zu dem in der Einrichtung 
überlegt wird, digitale Technologien beziehungsweise 
AAL einzuführen oder wenn die Technologie bereits 
eingeführt ist. Mit digitalen Technologien sind mobile 
Anwendungen wie Tablets und Smartphones in Ver-
bindung beispielsweise mit Apps gemeint. 

Der Beitrag basiert auf folgenden Einschätzungen: 
1. Technik ist beziehungsweise Technologien sind 

nicht neutral. Sie sind in komplexe gesellschaftliche 
Beziehungen eingebettet. Sie erfüllen bestimmte Funk-
tionen und bestimmte Ziele, für die sie gut zu nutzen 
sind, für andere hingegen schlechter (vgl. Stanford 
Encyclopedia of Philosophy 2013). 

2. Einen wichtigen normativen Rahmen bietet die 
UN-BRK, übrigens die erste Konvention, die explizit 
auf den Zugang zu Informationen und Technologien 
verweist (vgl. Baureithel und Grüber 2017). Ihr 
Anspruch ist, dass „unterstützende Technologien allen 
Menschen mit Behinderung zur Verfügung stehen 
sollten, um ihnen die Teilhabe an der Gesellschaft, aber 
auch an Bildung zu ermöglichen“ (Bosse 2016). 

Zugang zu digitalen Technologien
In der Praxis zeigt sich allerdings bisher eine nur unzu-
reichende Umsetzung dieses Anspruchs. Insbesonde-
re Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen, die 
in Einrichtungen leben, haben nur einen eingeschränk-
ten Zugang zur digitalen Welt. Dies gilt für Computer, C
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Sie kommunizieren weniger mit der Außen-
welt als vorher, sie „überlebten sicher, lebten 
aber nicht aktiv“1 (Sun u. a. 2009: 1203). Die 
Anwendung einer Medikamentenbox kann 
zum Nachlassen der Gedächtnisleistung ins-
gesamt führen, was sich wiederum negativ 
auf die Selbstständigkeit auswirkt.
◆	� Frage 4: Welche (Fern-)Folgen gibt es? 

Beispielsweise: Wer wird inkludiert, wer 
wird exkludiert? Gibt es mehr Kommuni-
kation? Weniger? 

Ethische Dimensionen –  
das Modell MEESTAR 
Um Beteiligte bei einem ethischen Reflexi-
onsprozess zu unterstützen, wurde MEE-
STAR (Modell zur ethischen Evaluation 
sozio-technischer Arrangements) entwi-
ckelt. Das Modell soll helfen, „ethisch pro
blematische Effekte zu identifizieren und 
darauf aufbauend Wege zu ihrer Lösung zu 
entwickeln“ (Manzeschke u. a. 2013: 13). Der 
Begriff des sozio-technischen Arrangements 
weist auf die Vernetzung der technischen 
Anwendung mit dem sozialen Umfeld hin. 
Da dies ein wesentlicher Aspekt von AAL ist, 
kann das Modell auch „Modell zur ethischen 
Evaluation von AAL“ genannt werden. Es 
wurde für altersgerechte Assistenzsysteme 
entwickelt, kann aber ebenso auf Anwen-
dungen in der Eingliederungshilfe übertra-
gen werden. Mit diesem Modell sollen die 
Beteiligten einschätzen können, ob der Ein-
satz bedenklich oder unbedenklich ist, wel-
che Gestaltungsmöglichkeiten es gibt oder 
ob die Bedenken so gravierend sind, dass die 
Anwendung nicht erfolgen sollte (vgl. Man-
zeschke u. a. 2013: 13). 

Das dreidimensionale Modell hat folgen-
de ethische Dimensionen: Fürsorge, Selbst-
bestimmung, Sicherheit, Gerechtigkeit, Pri-
vatheit, Teilhabe und Selbstverständnis 
(Verständnis von sich selbst).

Daraus können folgende Beispielfragen 
abgeleitet werden:2 
◆	� Frage 5: Fürsorge: Fördert die Anwen-

dung der Technologie eine Bevormun-
dung/Kontrolle?

◆	� Frage 6: Selbstbestimmung: Inwieweit 

der Einrichtungen kann die zeitliche Entlas-
tung durch eine Technologie für mehr per-
sönliche Kommunikation mit den Bewoh-
ner(innen) genutzt werden. Sie soll dem 
Ausgleich einer schwierigen Personalsituati-
on dienen oder zur Einsparung von Personal 
führen. Die Ziele der verschiedenen Ebenen 
und innerhalb einer Ebene sind weder selbst-
verständlich deckungsgleich noch selbstver-
ständlich gegensätzlich. 

Auf der Ebene der Gesellschaft reicht die 
Bandbreite der Ziele vom Willen, die 
UN-BRK umzusetzen, bis hin zum Wunsch, 
die Kosten für das Sozialsystem zu senken. 
◆	� Frage 2: Welche Ziele sollen für die 

Bewohner(innen), für die Mitarbeitenden 
und für die Einrichtung durch die Einfüh-
rung von digitaler Technologie bezie-
hungsweise AAL erreicht werden? 

◆	� Frage 3: Welche der Ziele sind deckungs-
gleich, wo gibt es Widersprüche bezie-
hungsweise unterschiedliche Interessen? 

 Da der Beitrag Anregungen für die Praxis 
geben will, sei an der Stelle deutlich gemacht, 
dass es nicht darum geht, die Fragen in all 
ihren Verästelungen zu beantworten. Aber je 
mehr Klarheit um die Zielstellungen besteht, 
umso leichter wird es, Anforderungen an die 
Technik zu formulieren. Wenn möglich, 
sollten Widersprüche ausgeräumt werden 
(vgl. Behrisch 2015: 481), aber auch eine 
Transparenz über unterschiedliche Interes-
sen kann weiterhelfen.

Man muss die Technik 
zumindest verstehen
Um technische Anwendungen zu bewerten, 
ist es notwendig, zumindest die Grundzüge 
der technischen Möglichkeiten und ihrer 
Grenzen zu verstehen. Dies hilft, möglichst 
realistisch einschätzen zu können, ob die 
Anwendung einen Beitrag zu den vereinbar-
ten Zielen leistet oder ob das Gegenteil 
erreicht wird. Hierbei gilt es (Fern-)Folgen 
zu bedenken beziehungsweise in der Anwen-
dung zu beobachten. Wie wichtig dies ist, 
zeigt folgende Beobachtung bei der Einfüh-
rung von Assistiven Technologien bei Senio-
ren. Das Ergebnis einer Untersuchung war: 

Tablets, das Internet und Computerkurse. 
Eine entscheidende Barriere ist die Einstel-
lung von Mitarbeitenden: 

„Die Haltung der Mitarbeitenden von Ein-
richtungen stellt eine Barriere dar, wenn die-
se der Auffassung sind, dass diese Welt nichts 
ist für unsere Menschen mit Lernschwierig-
keiten“ (Baureithel und Grüber 2017: 3) oder 
eher die „Risiken der Computertechnologien 
sehen“ (vgl. Mayerle 2015: 7). 

Vor diesem Hintergrund ist es für Mitar-
beitende von Einrichtungen wichtig, zu prü-
fen, ob ihre Haltung gegebenenfalls eine 
unangemessene Barriere darstellt. 
◆	� Frage 1: Werden Menschen, die in der 

Einrichtung leben, von der digitalen Teil-
habe ausgeschlossen beziehungsweise 
wird verhindert, dass die Teilhabe durch 
die Nutzung digitaler Technologien 
gefördert werden kann? 

Klare Ziele formulieren
Um zu gewährleisten, dass von den Men-
schen und nicht von der Technologie aus 
gedacht wird, sollten Ziele beziehungsweise 
Erwartungen an die Anwendung der Tech-
nologie formuliert werden für die unter-
schiedlichen Ebenen beziehungsweise unter-
schiedlichen Perspektiven: die Ebene des 
Menschen mit Behinderung, die der Mitar-
beitenden, der Einrichtung und der Gesell-
schaft. 

Zwei Ziele, die Menschen mit Behinde-
rung betreffen, wurden benannt: die Förde-
rung der digitalen Teilhabe beziehungsweise 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft für Menschen mit Behinderung. Hin-
zu kommen eine selbstständige Lebensfüh-
rung, mehr Kommunikation oder die 
Möglichkeit, in eine eigene Wohnung zu zie-
hen. Ziele aus der Perspektive der Mitarbei-
tenden können eine zeitliche Entlastung sein 
oder die Erleichterung von Vorgängen. Für 
die Einrichtung wiederum kann es sowohl 
die Senkung von Personalkosten sein oder 
die Erhöhung der Zufriedenheit der Bewoh-
ner(innen) und der Mitarbeitenden.

Die Beispiele machen Wechselwirkungen 
deutlich. Je nach Kontext und Möglichkeiten 

Ethische Fragestellungen HERAUSFORDERUNGEN
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sichtigen, wozu je nach Anwendung auch 
Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf 
gehören. 
◆	� Frage 12: Wie können Menschen mit 

Behinderung am Reflexionsprozess betei-
ligt werden?

Fazit
Eine ethische Bewertung ist wegen der ver-
schiedenen Ebenen und Facetten anspruchs-
voll. Es ist nicht notwendig, sie bei jeder Ein-
führung einer digitalen Technologie gleich 
intensiv und umfangreich durchzuführen. Es 
geht weder darum, zu begründen, warum die 
Einführung von AAL grundsätzlich abzuleh-
nen, noch darum, warum sie grundsätzlich 
zu akzeptieren sei. Aber gerade im Interesse 
von Klient(inn)en von Einrichtungen ist es 
wichtig, sich bei Technologien mit einer gro-
ßen Eingriffstiefe vorher Gedanken zu 
machen und den Prozess zu begleiten, um 
Schaden zu vermeiden und um im Sinne der 
UN-BRK einen Beitrag dafür zu leisten, dass 
durch den Einsatz von digitaler Technologie 
beziehungsweise von AAL die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen gefördert 
wird. 
 

Anmerkungen

1. Zusammenfassung folgenden Zitats von Sun 
u. a.: „However, the dependence on the assistive 
devices unconsciously reduces the social connec-
tions of the assisted people. Without the commu-
nication with the outside world, elderly assisted 
people assisted by those assistive devices are only 
safely surviving but not actively living.“
2. Zu den weiteren Fragen s. die Veröffentlichung 
von Manzeschke u. a.
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fördert die Technologie die Selbstbestim-
mung von Bewohner(innen)?

◆	� Frage 7: Sicherheit: Wie anfällig ist das 
System; schauen alle noch hin oder glau-
ben alle, das System regele das schon?

◆	� Frage 8: Gerechtigkeit: Wer erhält den 
Zugang zu dieser Technologie? Wird ein 
bestimmter Personenkreis ausgeschlos-
sen (beispielsweise Menschen mit hohem 
Unterstützungsbedarf)?

◆	� Frage 9: Privatheit: Kann der Datenschutz 
gewahrt bleiben bei der Übertragung der 
Daten an Dritte? Wer entscheidet über 
die Anwendung? Die Person, die in der 
Wohnung beziehungsweise einer statio-
nären Einrichtung lebt, oder andere? Ist 
der Preis für einen längeren Verbleib in 
der Wohnung eine Überwachung rund 
um die Uhr?

◆	� Frage 10: Teilhabe: Wie kann festgestellt 
werden, dass die Teilhabe von Bewoh-
ner(innen) gefördert wird? 

◆	� Frage 11: Welches Menschenbild ist mit 
der Anwendung der Technologie verbun-
den? 

Die Autor(inn)en schlagen vor, in Work-
shops über die Fragestellungen zu reflektie-
ren. Sie unterscheiden zwischen der indivi-
duellen Ebene (in diesem Beitrag sind das die 
Bewohner(innen) und die Mitarbeitenden), 
der Ebene der Organisation und der Ebene 
der Gesellschaft. Am Ende der Reflexion ste-
hen vier Stufen der ethischen Sensibilität, die 
von „völlig unbedenklich“ bis hin zu „aus 
ethischer Sicht abzulehnen“ gehen. 

Partizipation von Menschen 
mit Behinderung 
Wie bei allen Entscheidungsprozessen ist es 
wichtig, Nutzer(innen) zu beteiligen. Dies 
kann für Klient(inn)en von Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe eine Herausforde-
rung sein, wenn es in der Einrichtung bisher 
keine Beteiligungskultur gab. Um eine Pseu-
do-Beteiligung zu vermeiden, sollte deshalb 
geprüft werden, welche Möglichkeiten es gibt 
oder ob der Prozess in Richtung Beteili-
gungskultur genutzt werden kann. Wichtig 
ist es, verschiedene Perspektiven zu berück-

Dr. Katrin Grüber
Leiterin Institut Mensch, 
Ethik und Wissenschaft
E-Mail: grueber@imew.de
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XI. Vorsicht vor Datendiebstahl
Beim Einsatz von Technischer Assistenz muss darauf geachtet werden, dass die erfassten Daten nur von 

berechtigten Nutzern eingesehen werden können. Dafür sind präventive Maßnahmen unumgänglich. 

Text Bruno Ristok

Der nachfolgende Artikel beschäftigt 
sich mit einigen Fragen des Daten-

schutzes und der Haftung in stationären Ein-
richtungen der Behindertenhilfe im Hin-
blick auf das Internet der Dinge („Internet of 
Things“ – IoT). Der Aspekt des Internetzu-
griffs über WLAN beziehungsweise Kabel 
wird hier aus Platzgründen nicht behandelt. 

Das Internet der Dinge (IoT) steht als 
Begriff für den Ansatz, Informationen der 
physischen Umwelt so umfassend wie mög-
lich zur Verfügung zu stellen, zu erfassen, zu 
steuern und – sofern möglich – darauf basie-
rend automatisierte Prozesse zu ermögli-
chen. Dem konkreten Anwender begegnet 
das Internet der Dinge schon heute in vielen 
Teilbereichen: Sei es als Ambient Assisted 
Living (AAL), Smart Home oder nur als 
Armband, mit dem zum Beispiel die Anzahl 
der Schritte zur „Selbstoptimierung“ erfasst 
und im Zeitverlauf dargestellt werden. 

Datenschutz
Am Beispiel eines Armbandes (Fitnessarm-
band) sowie einer Lösung für die Hausauto-
matisation soll das Thema Datenschutz im 
Hinblick auf die Aspekte Datenspeicherung 
und Datenschutzkonzept bei IoT-Anwen-
dungen näher dargestellt werden. 

Je nach Hersteller sammelt das Armband 
über den Nutzer kontinuierlich die verschie-
densten Vitalparameter von Puls, Tempera-
tur, Schritte bis hin zum EKG.

Will man als Anbieter von personenna-
hen Dienstleistungen im Bereich der Behin-

dertenhilfe auf diese Werte zurückgreifen, 
um mögliche Belastungen oder Gefahren zu 
erkennen und gegebenenfalls abzuwenden, 
stellt sich schnell folgende Frage: „Wie kom-
me ich an die Daten?“ Grundsätzlich gibt es 
hier zwei technische Konzepte:

Entweder verfügt das Gerät über eine 
direkte Schnittstelle, das heißt, die Daten 
können aus dem Gerät direkt ausgelesen und 
weiterverarbeitet werden, oder die Daten 
werden vom Gerät in eine Cloud überspielt, 
dort gespeichert und von dort abgerufen. 
Nahezu alle derzeit am Markt verfügbaren 
Armbänder haben keine direkte Daten-
schnittstelle. 

Damit bleibt nur die Variante des Abrufs 
der Daten aus der Cloud. Auch hier verfügen 
die meisten Armbänder nur über die Anzei-
ge in der herstellereigenen App und über 
keine Datenschnittstelle oder Programmier-
interface. Selbst wenn eine solche vorhanden 
wäre, beginnt damit das Problem des Daten-
schutzes. In der Regel werden die Daten 
nicht in Europa gehostet. Apple, Google und 
Co. scheiden damit aus, da diese Datenspei-
cherungskonzepte mit dem aktuell gültigen 
Sozialdatenschutz nicht vereinbar sind. 

Als zweiter Aspekt soll hier etwas 
abstrakter der Datenschutz in einer Haus
automatisationslösung betrachtet werden.

Viele der derzeit am Markt vorhandenen 
Systeme setzen ein Sicherheitskonzept um, 
das vereinfacht ausgedrückt die Ein- und 
Ausgänge innerhalb einer Wohnung sichert. 
Sofern es jemandem gelingt, in die Woh-

nung einzudringen, hat er Zugang zu allen 
Zimmern. In unserem Beispiel demnach 
auch zu allen Sensoren und den dort zur Ver-
fügung stehenden Daten. 

Moderne Sicherheitsarchitekturen er
gänzen das Konzept um Sicherheitskonzep-
te an jeder Tür in der Wohnung (s. Schaubild 
S. 34). Dies hat zur Folge, dass Datendieb-
stahl nur unter erhöhtem Mehraufwand 
möglich wird. Bildhaft bedeutet dies, dass ein 
potenzieller Einbrecher viel mehr Aufwand 
betreiben müsste und sich in der Regel einem 
anderen Objekt zuwendet, das mit geringe-
rem Aufwand Erfolg verspricht. 

Neben diesen beiden hier kurz aufgeführ-
ten Problemstellungen wirft dies einige 
grundsätzliche Fragen zum Datenschutz für 
IoT-Konzepte im Bereich der Behinderten-
hilfe auf, die hier auszugsweise dargestellt 
werden: 
◆ ���Wem gehören die Daten? Sind sie Eigen-

tum des Klienten und/oder des Trägers? 
Haben auch Leistungsträger darauf Zugriff, 
um zum Beispiel anhand von Aktivitäts-
profilen prüfen zu können, ob ein entspre-
chender Hilfebedarf vorhanden ist? Oder 
können die Daten sogar weiterverkauft 
werden? 

◆ ���Wer hat Zugriff auf die Daten? Kann der 
Klient darauf zugreifen? Haben auch 
Angehörige, gesetzliche Betreuer, Betreu-
ungskräfte, Leistungsträger, Ermittlungs-
behörden darauf Zugriff? Falls ja, kann 
dieser Zugriff zeitlich oder inhaltlich 
beschränkt werden? � »
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2. Man lagert die Verantwortung für den 
Betrieb solcher Systeme aus.

3. Man kombiniert beide Ansätze.
Die erste Strategie kann sehr gut am Bei-

spiel des Hausnotrufs erläutert werden. Um 
das System ausfallsicher zu machen, wird 
zum Beispiel neben einer Internetverbin-
dung zur Übermittlung des Notrufs zusätz-
lich ein Funkmodul verbaut, das bei einem 
Ausfall des Internets zur Übermittlung 
genutzt wird. Da ein Ausfall des Internets 
auch häufig mit einem Stromausfall einher-
geht, ist das Funkmodul ohne eine ent- 
sprechende Batterie keine sichere Lösung. 
Das System braucht neben dem Funkmodul 
auch eine Batterie sowie eine Erweiterung 
der auf dem System befindlichen Software, 
welche permanent überprüft, ob die Inter-
netverbindung noch besteht. Sofern dies 
nicht der Fall ist, muss die Software eine ent-
sprechende Fehlermeldung an die Zentrale 
liefern. 

Die Batterielaufzeit muss damit so bemes-
sen sein, dass das Funkmodul so lange mit 
Strom versorgt wird, bis ein Notruf weiterge-
leitet wurde und ein Servicetechniker vor Ort 
ist beziehungsweise bis das Internet wieder 
verfügbar ist. 

Die zweite Lösung besteht darin, die Haf-
tung zu externalisieren, indem man den 
Betrieb von IoT-Umgebungen auslagert und 
damit die Haftung an den Betreiber dieser 
Systeme überträgt. 

Davon unabhängig sind aber noch fol-
gende Fragen zu klären beziehungsweise 
abzuwägen:

1. Was passiert mit dem Klientensystem, 
wenn die notwendigen Informationen über 
seinen Zustand nicht, falsch und/oder ver-
spätet an die Einrichtung übermittelt wer-
den?

2. Was passiert, wenn damit die eigentlich 
geplanten Aktionen/Reaktionen des Leis-
tungserbringers nicht oder nur verspätet 
durchgeführt werden können?

Da eine nicht erbrachte Servicequalität in 
der Öffentlichkeit immer auf die Einrichtung 
zurückfällt, ist die Auswahl des Infrastruk-
turpartners ein entscheidendes Kriterium. 

Market) und sind weder kalibriert noch zer-
tifiziert. Einrichtungen würden damit 
Geschäftsmodelle auf sehr unzuverlässigen 
Parametern aufbauen.

2. Wer haftet für die Verfügbarkeit der 
Informationen, auf welche die Einrichtung 
bestimmte Geschäftsmodelle/Aktionen 
aufbaut?

Soll zum Beispiel der Verbleib eines Klienten 
zu einem definierten Zeitraum (zum Beispiel 
in der Nacht) sichergestellt werden und setzt 
dazu die Einrichtung auf ein IoT-Device, so 
ist dieses unmittelbar Voraussetzung für die 
Erfüllung der Dienstleistungsqualität.

Im Kern erhöht eine Einrichtung durch 
den Einsatz von IoT die Möglichkeiten und 
Gefahren für ihren Dienstleistungsprozess: 
Zum einen kann sie sehr viel komplexere und 
auch kostengünstigere Dienstleistungen 
anbieten. Zum anderen macht sie aber die 
Erbringung ihrer Dienstleistung von der 
zuverlässigen Verfügbarkeit dieser IoT-Kom-
ponenten abhängig.

Um die damit verbundenen Haftungs-
probleme zu minimieren, können zwei 
Grundstrategien gewählt werden:

1. Man baut Systeme, die redundant sind 
und damit ein Höchstmaß an Sicherheit  
bieten.

◆ ���Gibt es einen Löschungsanspruch in Bezug 
auf die Daten? Wer kann die Löschung der 
Daten verlangen?

◆ ���Dürfen die Daten mit anderen Daten 
fusioniert werden? Was im Hinblick auf 
einen einfachen Türsensor banal erschei-
nen mag, bekommt in Verbindung mit 
einem System zum Geotracking eine ganze 
andere Qualität. 

Dies sind Fragen, auf die bei der Entwicklung 
von Angeboten aus dem Bereich der perso-
nennahen Dienstleistungen eine Antwort 
gefunden werden muss. 

Haftungsfragen
Vor einem möglichen Einsatz von IoT in der 
Behindertenhilfe gilt es auch, die umfangrei-
chen Haftungsfragen anzugehen. Auch diese 
sollen auszugweise am Beispiel des Fitness
armbandes sowie eines Hausnotrufs erläu-
tert werden. 

Setzt eine Einrichtung ein solches Arm-
band (Wearable) ein, um bestimmte Vital-
werte zu überwachen, stellen sich unmittel-
bar folgende Fragen. 

1. Wer haftet für die Qualität der Daten? 

Die meisten derzeit am Markt verfügbaren 
Produkte im Wearable-Segment stammen 
aus dem Endverbrauchermarkt (Consumer 
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schen, personellen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen realistisch sein.

Allgemein sollte noch beachtet werden, 
dass die IoT-Lösung in die Branchensoftware 
oder – allgemein ausgedrückt – in die Soft-
ware zur Ressourcensteuerung personen
naher sozialer Dienstleistungen integriert ist.

4. Die Verarbeitung und Nutzung der 
Daten durch Fremde sollte vertraglich und 
organisatorisch ausgeschlossen sein.

5. Die Europäische Datenschutz-Grund-
verordnung (DGSVO) sollte in die Überle-
gungen mit einbezogen werden. 

Aus haftungsrechtlichen Gründen sind 
folgende Dinge zu beachten:

1. Der Betrieb einer solchen Infrastruktur 
sollte möglichst ausgelagert werden. Das 
Kerngeschäft einer Einrichtung der Behin-
dertenhilfe ist nicht der Betrieb von IoT. 

2. Mit dem Anbieter der IoT-Infrastruk-
tur sind detaillierte und realistische Verein-
barungen über den Servicelevel zu treffen. 

3. Die Zusicherungen an die Klienten und 
Leistungsträger müssen aufgrund der techni-

Fazit 
Als Einrichtung der Behindertenhilfe er
scheint es sinnvoll, die Möglichkeiten des 
Internets der Dinge (IoT) für konzeptionelle 
Überlegungen sowie konkrete Leistungsan-
gebote zu nutzen. 

Aus Datenschutzgründen ist jedoch Fol-
gendes zu beachten:

1. Die erfassten Daten sollten in Deutsch-
land gespeichert sein.

2. Die Verarbeitung der Daten sollte dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) entspre-
chen.

3. Die verwendeten Sensoren/Aktoren 
sollten eine verschlüsselte Kommunikation 
der Daten zwischen den einzelnen Kompo-
nenten ermöglichen.

Bruno Ristok
Geschäftsführer C&S Institut, 
Augsburg 
E-Mail: info@cs-ag.de

XII. AAL: gut für alte sowie für  
behinderte Menschen

AAL kommt in der Altenhilfe sowie in der Behindertenhilfe zum Einsatz. Die Anforderungen  
sind in beiden Zielgruppen ähnlich, aber die Zuständigkeiten und die Kostenträger unterschiedlich. 

Text Katja Werner

Der Einsatz von AAL-Technologien ist in 
der Behindertenhilfe weniger stark ver-

breitet als in der Senioren- und Altenhilfe. 
Die Senioren bilden gesamtgesellschaftlich 
eine große Ziel- und Kundengruppe und 
sind entsprechend für am Markt orientierte 
Technikunternehmen interessant. Aller-
dings bestehen auch in der Behindertenhilfe 
viele potenzielle Einsatzgebiete, um Men-
schen mit Behinderung in ihrer selbstbe-
stimmten Lebensführung zu unterstützen 
und Mitarbeitende in ihrer alltäglichen 
Arbeit zu entlasten. Des Weiteren werden 

sich sowohl in der Behinderten- als auch in 
der Altenhilfe zukünftig die Betreuungs- und 
Versorgungformen ändern und vermehrt 
flexibel an die Bedarfe der Personen ange-
passt werden müssen. 

Die Herausforderungen, die mit dem 
demografischen Wandel sowie dem zuneh-
menden Fachkräftemangel im sozialen 
Dienstleistungssektor verbunden sind, erfor-
dern neue Lösungsansätze. So sollen unter 
anderem technische Entwicklungen, die unter 
den Begriff Ambient Assisted Living fallen, 
insbesondere Menschen im höheren Alter ein 

möglichst langes und selbstbestimmtes Leben 
im eigenen Zuhause ermöglichen. Die Erwar-
tungen an die technische Unterstützung ent-
sprechen dem Erhalt von Lebensqualität, der 
Aufrechterhaltung von Kommunikation und 
Mobilität als auch der Erleichterung einer 
selbstständigen Haushaltsführung. Technik 
soll als Ergänzung zur personellen Betreuung 
dienen, und stellt demnach für beide Ziel-
gruppen eine Chance zur Erlangung von 
mehr Selbstständigkeit und Teilhabe dar. 

Der Fokus der AAL-Branche richtet sich 
bislang überwiegend auf Senioren und Seni-
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orinnen und das Arbeitsfeld der Altenhilfe. 
Die Behindertenhilfe ist bisher ein eher unbe-
achtetes Feld in Bezug auf die Entwicklung 
bedarfsgerechter Assistenzsysteme, und 
Menschen mit Behinderung werden weniger 
als Zielgruppe wahrgenommen. Dabei schlie-
ßen sich beide Bereiche beziehungsweise 
Zielgruppen nicht aus, sondern bieten viel-
mehr eine Schnittstelle, auf die die Technik-
branche ihren Schwerpunkt lenken könnte.

Mit zunehmendem Alter können Men-
schen unterschiedliche visuelle, auditive, 
kognitive und/oder körperliche Beeinträch-
tigungen erwerben. Gleichzeitig werden 
Menschen mit einer lebenslangen Behinde-
rung heutzutage zunehmend älter. Das Wis-
sen über Menschen mit Behinderung kann 
im Bereich der Technikentwicklung auf 
Menschen im Alter transferiert werden und 
umgekehrt. 

Gemeinsame Technik – 
getrennte Zuständigkeiten
Was die Zielgruppen voneinander unter-
scheidet, sind unter anderem unterschiedli-
che Zuständigkeiten sowie getrennte Kosten-
trägerschaften. Dies führt auch dazu, dass 
Beratungsstellen – die über mögliche Assis-
tive Technologien beraten – diese Differen-
zierung vornehmen und somit sehr einseitig 
beraten. Während sich der Einsatz von Tech-
nik in der Altenhilfe auf einen bestimmten 
Lebensabschnitt konzentriert, ist dieser in 
der Behindertenhilfe nicht auf eine bestimm-
te Lebensphase beschränkt. Es kann aber 
davon ausgegangen werden, dass Über-
schneidungen bei den Bedarfen bestehen, so 
dass viele Technische Assistenzsysteme für 
beide Zielgruppen geeignet sind. 

Beispiel Hausnotruf
Mit dem Hausnotruf kann älteren Menschen 
ein längeres Verweilen im eigenen Zuhause 
ermöglicht werden. Für Menschen mit 
Behinderung kann es zu einem Umzug in ein 
ambulant betreutes Wohnen führen. Das 
technische System erhöht in beiden Fällen 
die Sicherheit, da Aktivitäten beziehungs-
weise Nicht-Aktivitäten erkannt werden und 

im Notfall automatisch ein Alarmsignal an 
Dritte gesendet wird. 

Es finden sich weitere Beispiele, in denen 
sich der Bedarf an technischen Assistenzlö-
sungen für die Zielgruppe der Behinderten-
hilfe sowie der Altenhilfe überschneidet: 
◆ ���Anwendungen zur Tagesstrukturierung
◆ ���GPS-Sender für Menschen mit Weglauf-

tendenz
◆ ���Videobildtelefonie 
◆ ���Orientierungssysteme 
◆ ���Erleichterung der Haushaltsführung
◆ ���Steigerung der Mobilität
◆ ���Umfeldsteuerung
Sowohl Einrichtungen der Behindertenhilfe 
als auch der Altenhilfe stehen vor den glei-
chen Herausforderungen bei der Implemen-
tierung Technischer Assistenzsysteme. Die 
Strukturen der jeweiligen Organisationen 
sind ähnlich, die jeweiligen Hürden ver-
gleichbar. In beiden Anwendungsfällen muss 
sich mit ethischen, rechtlichen und finan
ziellen Fragen auseinandergesetzt werden. 

Neue Anforderungen an  
die Berufsgruppen
Mit dem zunehmenden Einsatz Technischer 
Assistenzsysteme gehen neue Anforderun-
gen an die Berufsgruppen einher. Für den 
Technikeinsatz wird vermehrt technisches 
Know-how benötigt, ob im Umgang mit der 
Technik oder in der Anleitung des Nutzers. 
Die Akzeptanz gegenüber Technik ist sowohl 
bei Mitarbeitenden der Behinderten- als 
auch der Altenhilfe notwendig. Die Fach-
kräfte müssen deshalb selbst Beratung und 
Schulungen erhalten, um ihre Kernkom
petenzen um technisches Fachwissen zu 
ergänzen. 

Technik soll einfach sein
Die Forderung nach einer einfachen und 
leicht bedienbaren Technik wird von beiden 
Seiten geäußert. Damit Technik akzeptiert 
und letztendlich genutzt wird, muss sie einen 
subjektiven Nutzen haben. Die Technik darf 
nicht stigmatisieren und muss sich den indi-
viduellen Bedürfnissen und Kompetenzen 
des Nutzers anpassen. Von einer möglichst 

barrierefreien beziehungsweise -armen Ent-
wicklung von Systemen, Geräten und 
Anwendungen profitieren alle, ob Menschen 
mit oder ohne Behinderung. Zudem sind 
Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der 
Technologien gefordert. 

Ältere Menschen artikulieren zudem die 
gleichen Schwierigkeiten und Vorbehalte 
gegenüber Technik wie Menschen mit 
Behinderung:
◆ ���Anschaffungskosten zu hoch
◆ ���Bedienung erschwert 
◆ ���Programme zu komplex 
◆ ���Technik funktioniert nicht immer zuver-

lässig 
In beiden Arbeitsfeldern kann digitale Tech-
nik den Bedarf an Zuwendung und persönli-
cher Assistenz nicht ersetzen. Vielmehr wird 
Technik als Ergänzung zu menschlicher 
Nähe verstanden. Viele digitale Technologi-
en sind auch nicht nutzbar, wenn sie nicht in 
ein soziales Umfeld eingebunden sind. Um 
eine erfolgreiche Nutzung von Technik zu 
gewährleisten, müssen Technikunterneh-
men die Anforderungen und Bedürfnisse der 
zukünftigen Nutzergruppen berücksichtigen 
und diese in ihre Entwicklungen einbezie-
hen. 
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XIII. An wem bleiben die Kosten hängen?
Die für die Bedürfnisse passenden Geräte zu finden ist nicht immer einfach. Noch mehr Beharrlichkeit 

braucht es manchmal, einen Kostenträger dafür zu finden. Hier ist mehr Flexibilität angesagt. 

Text Christian König, Katrin Niehoff

Der Caritasverband Emsdetten-Greven 
e. V. bietet für Kinder und Jugendliche, 

Senioren, Menschen mit psychischer Erkran-
kung und Suchterkrankung sowie Menschen 
mit Behinderungen unterschiedlichste 
Dienste und Unterstützungsmöglichkeiten 
an. Im Fachbereich Menschen mit Behinde-
rungen werden Menschen in drei Wohnhei-
men oder durch die ambulanten Dienste 
unterstützt. Dazu gehört neben einer Bera-
tungsstelle, dem Integrationsfachdienst für 
Hörbehinderte und anderen ambulanten 
Angeboten auch das Ambulant Betreute 
Wohnen für Menschen mit unterschied-
lichsten Beeinträchtigungen wie Lern- und 
geistiger Behinderung, Menschen mit Kör-
perbehinderung sowie hochgradig hörbe-
hinderte und gehörlose Menschen. 

Die Teilnahme am AAL-Projekt des CBP 
erfolgte mit 22 Personen, um eine möglichst 
große Bandbreite an technischen Hilfsmit-
teln zu testen. Dabei wurde auch versucht, 
alle Bereiche wie Kommunikation, Alltags-
bewältigung und Mobilität anzugehen und 
dementsprechende Hilfsmittel auszuprobie-
ren. Die Teilnehmenden konnten jeweils 
Technik testen, um im Zusammenhang mit 
ihrer Behinderung bestehende Einschrän-
kungen möglichst ausgleichen zu können, 
unabhängig davon, ob jemand lernbehindert 
oder schwerstmehrfach behindert ist. Der 
Fokus richtete sich dabei sowohl auf mobile 
Systeme wie Tablets und Smartphones als 
auch auf fest installierte Systeme zur sprach-
gesteuerten Umfeldsteuerung. 

Im Rahmen des dreijährigen Projekts 
stellte sich heraus, dass ein Schwerpunkt 
gesetzt werden sollte: Insbesondere gehörlo
se Menschen sind in vielen Bereichen des 
alltäglichen Lebens schon aufgrund der 
Kommunikationseinschränkungen stark be- 
nachteiligt. Eine Kommunikation mit hören-
den Menschen ist häufig nicht oder nur ein-
geschränkt möglich. Sie kommunizieren in 
der Deutschen Gebärdensprache, einer stark 
visuell geprägten Sprache mit eigener Gram-
matik. Sie besteht aus einer Verbindung von 
Gestik, Gesichtsmimik, lautlos gesproche-
nen Wörtern und Körperhaltung. Die Kom-
munikationsbarrieren beziehen sich dabei 
nicht nur auf die direkte Kommunikation im 
persönlichen Kontext, auch fernmündliche 
Kommunikation wie Telefonieren sind ohne 
weiteres nicht möglich. 

Schwerpunkt bei hörbe­
hinderten Menschen gesetzt
Es wurden Funk-Rauchmelder mit Licht-
blitz-Meldungen, Talker-Apps, Videotelefo-
nie und Epilepsie-Anfalls-Melder getestet. 
Dabei wurde Wert darauf gelegt, sowohl Spe-
zial-Hilfsmittel aus dem medizintechnischen 
Bereich zu nutzen als auch Geräte, die teil-
weise sogar in Baumärkten oder dem örtli-
chen Fachhandel zu beziehen sind. In der 
Testphase konnte festgestellt werden, dass 
die vermeintlich teuren Spezial-Hilfsmittel 
nicht unbedingt technisch besser oder 
anwenderfreundlicher sind als die Produkte, 
die für jeden anzuschaffen sind. Nur beim 

Thema der Kostenübernahme lässt sich fest-
stellen, dass in der Regel Hilfsmittelnum-
mern oder besondere Atteste des Arztes eine 
Hilfe bei der Finanzierung durch die jeweili-
gen Kostenträger sein können.

So auch bei Herrn Z. aus Emsdetten. Er 
wird schon seit vielen Jahren durch den Cari-
tasverband unterstützt. Aufgrund seiner 
bestehenden Behinderungen wohnte er 
zuerst in einer stationären Einrichtung für 
hörgeschädigte Menschen. Dort hat er sehr 
viele Fortschritte gemacht und Fähigkeiten 
ausgebaut. In vielen Bereichen hat er ein 
hohes Maß an Selbstständigkeit erlernt, zum 
Beispiel Organisation und Durchführung 
von Arztbesuchen, eigenständige Haushalts-
führung, selbstständiges Einkaufen und 
Kochen, Planung der eigenen Freizeit und 
Tagesstruktur, Aufbau und Erhalt von sozi-
alen Kontakten, Achtung der eigenen Wün-
sche und Grenzen, Umgang mit Konflikt-, 
Krisen- und Notsituationen. Seit 2013 wohnt 
Herr Z. nun in einer eigenen Wohnung und 
wird ambulant unterstützt. Dabei wird er 
punktuell zu abgesprochenen Zeiten von 
einem Mitarbeiter des Dienstes beraten. Das 
bedeutet für ihn maximale Selbstständigkeit, 
aber es setzt auch voraus, dass er zum Bei-
spiel im Notfall selbstständig im sozialen 
Umfeld Unterstützung einfordern kann. 

Aufgrund seiner Hörschädigung kom-
muniziert Herr Z. seit seiner Kindheit in 
Gebärdensprache. Durch eine Erkrankung 
im Jahr 2014 fehlen ihm auch Geruchs- und 
Geschmackssinn. Außerdem kann er nicht 
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Fachtagungen wie auch unter Nutzung 
moderner technischer Möglichkeiten wie 
Videokonferenzen. Dabei ging es immer um 
Erfahrungsaustausch der Nutzer(innen) im 
Projekt, um Klärung von offenen Fragen und 
die Suche nach Ideen und Lösungen.

Auf der Suche nach Finanzierungsmög-
lichkeiten eines solchen Smartphones ent-
stand schließlich die Idee, einen Einzel-
fall-Antrag an die Krankenversicherung zu 
stellen, wenngleich das Smartphone über 
keine Hilfsmittelnummer verfügt. In einer 
formlosen, aber ausführlich begründeten 
Einzelfallschilderung sowie im persönlichen 
Kontakt zur Sachbearbeitung übernahm die 
Krankenkasse recht unkompliziert die Kos-
ten für das Smartphone.

Bereits nach einer Woche konnte Herr Z. 
sehr gut mit dem Smartphone umgehen und 
er benutzt es ganz selbstverständlich im All-
tag. Insbesondere die Auswirkungen auf sein 
Selbstwertgefühl und seine Selbstsicherheit 
sowie die Möglichkeit, mit diversen Apps 
neue Kommunikationsformen gefunden zu 
haben, sind bezeichnend. In vielen Lebens-
bereichen hat Herr Z. durch einen „einfa-
chen“, alltäglichen Gebrauchsgegenstand 
wie ein Smartphone neue Kommunikations-
formen sowie an Selbstständigkeit und 
Selbstbestimmtheit gewonnen. Es wäre wün-
schenswert, dass viele Kostenträger schnell 
und unkompliziert ohne große Verwaltungs-
wege solche Entscheidungen treffen können.

Videotelefonie zu verwenden. Des Weiteren 
kann durch eine bereits vorhandene Not-
ruftaste mit GPS-Ortung Hilfe geholt und 
schließlich durch Chatplattformen wie 
WhatsApp die Kommunikation durch das 
Versenden von Bildern erweitert werden. 
Insbesondere die Videotelefonie hat den gro-
ßen Vorteil, dass man in direktem Kontakt 
mit dem Gesprächspartner steht und sich 
gegenseitig sehen kann. Dadurch bekommt 
Herr Z. direkt mit, dass sein Hilferuf auch 
angenommen und beantwortet werden 
kann. Zuvor hatte Herr Z. bereits ein einfa-
ches Handy, so dass ein technisches Ver-
ständnis vorhanden war. Das Hilfsmittel 
Talker wurden wegen mangelnder Praktika-
bilität – stellen Sie sich vor, dass Sie beim 
Arzt zunächst Ihren Talker auspacken müs-
sen – und fehlender Verwirklichungsmög-
lichkeiten der Wünsche verworfen. 

Gerät passt – aber wer zahlt?
Nachdem die praktische Testphase abge-
schlossen war und das Gerät für gut und den 
Anforderungen als angemessen empfunden 
wurde, musste die Finanzierung geklärt wer-
den. Denn schließlich überstieg der Preis das 
Budget, das Herr Z. aus eigenen Mitteln auf-
bringen konnte.

Im Allgemeinen können technische 
Hilfsmittel von unterschiedlichen Kosten
trägern übernommen werden. Je nach 
Voraussetzung und Kausalität können die 
Pflegekassen, Sozialhilfeträger, Krankenkas-
sen, Arbeitsagenturen, Integrationsämter, 
Hauptfürsorgestellen oder auch andere Trä-
ger der medizinischen und beruflichen Reha-
bilitation herangezogen werden. 

Bei Herrn Z. konnte auf den ersten Blick 
keine passende Grundlage zur Finanzierung 
des Notfall-Smartphones gefunden werden. 
Schließlich verfügt das Gerät nicht über eine 
Hilfsmittelnummer beziehungsweise lag auf 
den ersten Blick keine Rechtsgrundlage vor, 
die es möglich machte, einen Kostenträger in 
die Pflicht zu nehmen.

Während der Durchführung des 
AAL-Projekts gab es einen regelmäßigen 
Austausch der Projektbeteiligten, sowohl an 

mehr sprechen und die Beweglichkeit ist ins-
gesamt eingeschränkt. Zuvor erworbene 
Fähigkeiten und Kompetenzen können nicht 
mehr angewendet werden, und Herr Z. ver-
lor einen Großteil an Selbstständigkeit in vie-
len Lebensbereichen. Zunächst zog er sich 
zurück und verließ sich auf seine Betreuung. 
Sein Selbstwertgefühl litt und er hinterfragte 
zunehmend die eigene Identität.

Im Rahmen des AAL-Projekts sowie der 
Hilfeplanung wurde mit Herrn Z. gemein-
sam eruiert, in welchem Bereich des tägli-
chen Lebens Technische Assistenzsysteme 
hilfreich sein könnten. Sein größter Wunsch 
war, eine Möglichkeit des Kommunizierens 
zu erlangen, ohne dass ein Betreuer anwe-
send sein muss. Diese Fähigkeit hatte er vor 
seiner Erkrankung. Gemeinsam informier-
ten wir uns im Internet über diverse Mög-
lichkeiten und spezifizierten seine Wünsche 
und seinen Bedarf. Auf der Suche stießen wir 
auf die Firma Doro Deutschland, die sich auf 
den Markt für seniorengerechte Handys und 
Smartphones spezialisiert hat. 

Im ersten Schritt wurde durch den Her-
steller ein Doro-Notfall-Handy mit GPS-Or-
tung zur Verfügung gestellt. Sobald jemand 
in eine Problemlage kommt, kann die Person 
einen großen Knopf auf der Rückseite des 
Gerätes drücken. Es wird dabei deutlich hör-
bar auch für das Umfeld eine zuvor hinter-
legte Rufnummer angewählt und eine 
Sprechverbindung aufgebaut. Gleichzeitig 
ermittelt das Gerät über GPS-Ortung den 
aktuellen Standort und übermittelt die Koor-
dinaten per SMS an die hinterlegte Nummer. 
Kommt das Notrufsignal beim Empfänger 
auf einem Smartphone an, werden die Daten 
direkt in einem Online-Kartendienst ange-
zeigt. Aufgrund der fehlenden verbalen 
Kommunikationsmöglichkeiten des Herrn 
Z. konnte dieses Gerät nur bedingt eingesetzt 
werden. Mit Hilfe des örtlichen Fachhandels 
wurden weitere Systeme ausprobiert. 

Schließlich konnte ein Smartphone des-
selben Anbieters gefunden werden, welches 
den erwünschten Anforderungen von Herrn 
Z. gerecht wurde. Es bietet die Möglichkeit, 
Talker-Apps sowie verschiedene Apps zur 
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XIV. Steiniger Weg zu neuen Hilfsmitteln
Auch ein nachweislich zur Assistenz geeignetes Gerät muss nicht finanziert werden, solange es nicht  

im Hilfsmittelverzeichnis gelistet ist. Diese Liste hinkt der Realität hinterher. 

Text Janina Bessenich

Das AAL-Projekt hatte das Ziel, innova-
tive Technologien zur Förderung der 

Selbstständigkeit und sozialen Teilhabe von 
Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf 
auszuprobieren und einzusetzen. Circa 
80  Menschen mit Behinderung nutzten 
diverse digitale Hilfsmittel zwecks besserer 
Kommunikation, zur Mobilität oder bei der 
Alltagsbewältigung. Die Nutzung von Smart-

phones, Tablet-PCs, CABito-Informations-
system, Sprach-Software, Notfalltelefonen 
mit GPS-Ortung beziehungsweise Sturzsen-
sor, GPS-Tracker, JustoCat etc. zeigt, dass 
auch Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf von den modernen Technologien im 
Alltag profitieren und durch diese mehr 
Selbstständigkeit und mehr Teilhabe errei-
chen können. Durch das Projekt hatten die 

Menschen in den beteiligten Einrichtungen 
und Diensten einen Zugang zu neuen Mit-
teln der digitalisierten Welt, durch die mehr 
Teilhabe möglich ist. Nunmehr stellt sich die 
Frage, ob diese Hilfsmittel künftig auch als 
Hilfsmittel im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung finanziert werden und 
tatsächlich im Alltag in Anspruch genom-
men werden können. 

Neues Gesetz – neue Chance
Mit dem neuen Heil- und Hilfsmittelversor-
gungsgesetz (HHVG) besteht eine Chance 
zur Aufnahme von neuen Hilfsmitteln in das 
Hilfsmittelverzeichnis der Krankenkassen. 
Das Gesetz beinhaltet einige neue Regelun-
gen beziehungsweise Ergänzungen der bis-
herigen Regelungen, die sich auf den Alltag 
der Menschen mit Behinderungen positiv 
auswirken können. Gerade die Ausschrei-
bungspraxis der Krankenkassen bei der 
Bewilligung von Heil- und Hilfsmitteln hat 
die unzureichende Versorgung mit Hilfs-
mitteln negativ beeinflusst. Nunmehr gilt es 
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P Sehr nützlich: das Notruf-Handy.  
Aber steht das Gerät auch im  
Hilfsmittelverzeichnis? 
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Alltag herbeigeführt werden. Der Weg zu 
neuen Hilfsmitteln begann mit dem 
CBP-Projekt, und hoffentlich wird er im 
Rahmen der Hilfsmittelversorgung durch 
die gesetzlichen Krankenkassen fortgesetzt. 

Anmerkung

1. Gesetz zur Stärkung der Heil- und Hilfsmit-
telversorgung (HHVG) vom 4. April 2017, www.
bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bun-
desanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s0778.
pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27b-
gbl117s0778.pdf%27%5D__1495438075744;
www.bundesregierung.de/Content/DE/Arti-
kel/2016/08/2016-08-31-heil-und-hilfsmittel.html;
die weiteren gesetzlichen Regelungen können auf 
der Website des Deutschen Bundestages eingesehen 
werden: http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/
WP18/764/76480.html

Janina Bessenich
Stellvertretende CBP-
Geschäftsführerin und 
Justiziarin 
E-Mail: janina.bessenich@
caritas.de

cherten zu beraten. Die Versicherten müssen 
aufgeklärt werden, welche Kosten von der 
Krankenkasse übernommen werden. Die 
Kassen müssen eine größere Auswahl inner-
halb der jeweiligen Hilfsmittelgruppen (zum 
Beispiel bei Hörgeräten, Rollstühlen oder 
Windeln) zur Verfügung stellen.

Notwendigkeit und  
technische Eignung prüfen
Das Gesetz stellt gleichzeitig klar, dass die 
Krankenkassen ausschließlich den Medizini-
schen Dienst damit beauftragen können, ein 
beantragtes Hilfsmittel auf seine Erforder-
lichkeit zu prüfen, soweit die Krankenkassen 
diese Prüfung nicht mit eigenen weisungsge-
bundenen Mitarbeitern vornehmen können. 
Dabei umfasst die Prüfung neben der medi-
zinischen Notwendigkeit auch die techni-
sche Eignung und Wirtschaftlichkeit des 
Hilfsmittels. Diese neue Hürde wird in Bezug 
auf die neuen Hilfsmittel besonders wichtig. 
In der Vergangenheit haben die Krankenkas-
sen zunehmend externe Berater unter ande-
rem zur Beurteilung der Erforderlichkeit und 
Wirtschaftlichkeit beauftragt. In diesem 
Rahmen haben die privaten Berater die Hilfs-
mittel geprüft und einen Einfluss auf die 
Bewilligungen gehabt.

Das Gesetz stellt nun klar, dass in Einzel-
fällen die Hinzuziehung externer Expertise 
erforderlich sein kann und diese durch den 
Medizinischen Dienst nach § 279 Abs. 5 
SGB V erfolgen soll. Hingegen ist die Beauf-
tragung sogenannter externer Hilfsmittelbe-
rater durch die Krankenkassen nicht mehr 
zulässig. Die Hilfsmittelberater (die letztend-
lich im Auftrag des MDK handeln) sind auch 
keine unabhängigen Berater, die im Interes-
se der Betroffenen handeln. Es ist daher Vor-
sicht beim Einsatz solcher externer Hilfsmit-
telberater geboten.

Fazit
Durch die Aufnahme neuer AAL-Hilfsmittel 
im Hilfsmittelverzeichnis durch die gesetzli-
chen Krankenkassen könnte eine nachhalti-
ge Verbesserung der Versorgung der Men-
schen mit Behinderung mit Hilfsmitteln im 

zu versuchen, die neuen Hilfsmittel in die 
Versorgung, die von Krankenkassen bewil-
ligt wird, zu integrieren.

Aktualisierung des  
Hilfsmittelverzeichnisses
Das neue Heil- und Hilfsmittelversorgungs-
gesetz verpflichtet den GKV (Spitzenverband 
der gesetzlichen Krankenversicherung), das 
Hilfsmittelverzeichnis mit ca. 35.000 Pro-
dukten bis Ende 2018 grundlegend zu aktua-
lisieren. Gegenwärtig besteht bereits das Pro-
blem, dass viele neue Hilfsmittel, auf die 
unter anderem Menschen mit Behinderung 
täglich angewiesen sind, nicht im Hilfsmit-
telverzeichnis aufgenommen sind und daher 
nicht verschrieben werden können. 

Nun können die Erkenntnisse aus dem 
AAL-Projekt des CBP auch im Aktualisie-
rungsprozess des GKV einige Verbesserun-
gen für Menschen mit Behinderung bewir-
ken. Das Projekt hat gezeigt, dass neue 
Hilfsmittel wie Smartphone, GPS-Tracker 
etc. ebenfalls zum Ausgleich der behinde-
rungsbedingten Nachteile geeignet sind und 
als Hilfsmittel in Betracht kommen.

Bis Ende 2017 soll der GKV eine Verfah-
rensordnung zur Aufnahme von neuen Pro-
dukten vorlegen, die künftig gewährleisten 
soll, dass das Verzeichnis aktuell bleibt. Der 
GKV hat bereits eine Aktualisierung der Pro-
duktgruppen aufgenommen. Der CBP wird 
einen Antrag auf die Aufnahme von neuen 
Hilfsmitteln in das Hilfsmittelverzeichnis 
stellen. Es bleibt also spannend, zu verfolgen, 
wie das bisherige Hilfsmittelverzeichnis der 
gesetzlichen Krankenkassen aktualisiert wird 
und ob und unter welchen Bedingungen 
neue Hilfsmittel aus dem AAL-Bereich auf-
genommen werden (zum Beispiel mit Zuzah-
lungspflicht oder ohne).

Krankenkassen müssen 
beraten und aufklären
Das Gesetz verpflichtet die Krankenkassen 
nicht nur dazu, das Hilfsmittelverzeichnis zu 
aktualisieren, sondern auch den Versicher-
ten eine Auswahl zwischen verschiedenen 
Hilfsmitteln zu gewährleisten und die Versi-
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XV. Kreative finden neue Wege
Wenn Querdenker und Betroffene selbst sich ins Thema AAL reindenken, kommen kreative neue 

Lösungen zustande. Ein Ansatz, der gezielt gefördert werden kann. 

Text Michael Rüben

Im Herbst 2016 gab es eine ungewöhnliche 
Kooperation zwischen der Aktion Mensch 

und dem IT-Unternehmen Microsoft, ganz 
im Zeichen von digitaler Barrierefreiheit und 
neuen Technologien. Gemeinsam veran
stalteten sie den sogenannten „Neue 
Nähe“-Hackathon in Berlin. Vom 25. bis 27. 
November arbeiteten rund 60 Programmie-
rer ein ganzes Wochenende lang daran, neue 
Technologien und softwarebasierte Anwen-
dungen für mehr Barrierefreiheit und Teil-
habe zu entwickeln. Unterstützt wurden die 
Teams dabei von Menschen mit unter-
schiedlichen Behinderungen. Mit ihrer 
Expertise haben sie einen entscheidenden 
Beitrag dazu geleistet, bedarfsgerechte digi-
tale Lösungen auf den Weg zu bringen, die 
ideal auf die Nutzer abgestimmt sind.

Und die Ergebnisse dieser inklusiven 
Denk- und Entwicklerwerkstatt sind heraus-
ragend. Insgesamt zehn innovative Projekte 
sind in Berlin innerhalb von gerade einmal 
48 Stunden von der Idee bis zum Prototyp 
entwickelt worden. Die drei vielverspre-
chendsten davon waren das Projekt „Good 
Vibrations“ für Menschen mit einer Hörbe-
hinderung, eine Software zur Emotionser-
kennung und das Projekt „Werner“, das 
Menschen mit schweren Spastiken die Kom-
munikation und Interaktion mit ihrer 
Umwelt ermöglichen soll.

Drei gute Beispiele für die Anwendung 
digitaler Techniken, um Barrieren zu über-
winden. Es geht also beim Thema digitale 
Barrierefreiheit immer um kreative Ideen, 
wie digitale Technik genutzt werden kann, 

um Barrieren zu überwinden. Die Aktion 
Mensch sucht solche Ideen und möchte sie 
unterstützen.

Im Folgenden geht es darum, verschiede-
ne Arten der Anwendung digitaler Techni-
ken zur Überwindung von Barrieren bei-
spielhaft zu skizzieren. Nicht jedes dieser 
Beispiele hat die Aktion Mensch gefördert, 
aber die meisten wären von der Idee her för-
derfähig.

App verbindet Seh- 
behinderte und Sehende
„Be my eyes“ ist ein typisches Beispiel für 
den Nutzen sozialer Netzwerke in Verbin-
dung mit technischen Innovationen bei der 
Überwindung von Barrieren.

Denn die App nutzt die Technik des 
Smartphones mit Kamera und Internet, 
gleichzeitig bringt sie ein Netzwerk von 
Freiwilligen ein. Mit dieser App können 
Menschen mit einer Sehbehinderung auf ein 
Netzwerk aus Tausenden Helfern zurück-
greifen, wenn sie einen Rat brauchen, bei-
spielsweise, welche Krawatte am besten zum 
Hemd passt oder ob sie im Supermarkt 
wirklich den koffeinfreien Kaffee gegriffen 
haben. Stellt ein Nutzer mit Sehbehinde-
rung eine Anfrage, verbindet ihn die App 
per Video mit einem sehenden Freiwilligen. 
Der schaut sich das Kamerabild an und 
beschreibt seinem Gegenüber, was er sieht. 

Diese App wurde von einer dänischen 
Non-Profit-Organisation entwickelt.

Barrierefreies Internet
Seit dem Sommer 2016 fördert die Aktion 
Mensch die barrierefreie Gestaltung von 
Webseiten im Rahmen ihrer „Förderaktion 
Barrierefreiheit“. Freie gemeinnützige Trä-
ger können hier bis zu 5000 Euro Zuschuss 
bekommen, um professionelle Dienstleister 
mit der barrierefreien Gestaltung einer Web-
seite zu beauftragen. Dieser Dienstleister 
muss bestätigen, dass die Webseite den 

Eine Sprach-App ermöglicht  
Kommunikation. Das Lormen kann  

erlernt werden. 
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gängigen Standards entspricht (also WCAG 
beziehungsweise BITV). Und das Konzept 
soll berücksichtigen, dass die Webseiten 
auch langfristig barrierefrei bleiben. Mit die-
sem Förderangebot will die Aktion Mensch 
dazu beitragen, dass Menschen mit Behinde-
rung die Möglichkeiten des Internets nutzen 
können. Die Zugänglichkeit möglichst vieler 
Internetseiten ist ein wichtiges Element zur 
Teilhabe und zur Inklusion.

Soziale Medien wie  
Facebook, Youtube & Co.
Die Digitalisierung und die damit verbunde-
ne Veränderung des täglichen Lebens betrifft 
alle Menschen. Informationen sind jederzeit 
und überall verfügbar. Jeder kann Informa
tionen verbreiten, die von jedem anderen 
wahrgenommen werden können. Wir haben 
nahezu immer und überall Zugang zu allen 
möglichen Informationen und sind nahezu 
immer und überall erreichbar.

Für Menschen mit Behinderung bietet 
diese Entwicklung auch große Chancen zum 
Beispiel zu mehr gesellschaftlicher Teilhabe. 
Sie können sich in sozialen Netzwerken 
engagieren und mitteilen. Zudem bieten die-
se Kommunikationsplattformen die Mög-
lichkeit, zum Beispiel zu ihre Behinderung 
betreffenden Themen spezielle Informatio-
nen, Austauschmöglichkeiten bis hin zu 
Beratung zu finden. Dies könnte in der wei-
teren Entwicklung die vorhandene Struktur 
der Beratungsstellen verändern. Menschen 
mit Behinderung können Informationen 
schneller und einfacher bekommen. Aber 
diese Entwicklung birgt die Gefahr, dass die 
hier erhaltenen Informationen nicht immer 
professionell vermittelt werden und auch 
schlicht falsch sein können. Hierin liegt eine 
Herausforderung für die professionellen 
Berater, sich in den sozialen Netzwerken zu 
engagieren und die dort stattfindende Infor-
mationsvermittlung zu professionalisieren.

Informationsplattformen 
zum Thema Barrieren
Ein schönes Beispiel für solche Informa
tionsplattformen ist die Internetseite Wheel-

der Speisekarte allen Menschen, egal ob mit 
Sinnes- oder Lernbehinderung, erfassbar zu 
machen. Alle Artikel, Speisen und Preise 
werden auf der Speisekarte visualisiert. Die 
Speise oder der Artikel sind als Foto in der 
Speisekarte abgebildet. Der Preis ist sowohl 
ausgeschrieben als auch in Form/Abbildung 
dargestellt. Zusätzlich kann mit Hilfe eines 
Anybook-Readers die Speisekarte hörbar 
gemacht werden.

Förderangebote zur 
digitalen Barrierefreiheit
Die Aktion Mensch möchte Projektideen wie 
die oben geschilderten Beispiele unter
stützen. Förderfähig sind ausschließlich freie 
gemeinnützige Träger, die zum Beispiel in 
Kooperation mit IT-Profis ein solches 
Instrument entwickeln wollen.

Denkbar sind dabei Vorhaben zur digita-
len Barrierefreiheit in den Förderangeboten 
„Projektförderung“ und „Förderaktionen“. 
In der Projektförderung können Vorhaben 
bis zu einer Höhe von 300.000 Euro und bis 
zu 70 Prozent der Gesamtkosten gefördert 
werden.

Bei den Förderaktionen geht es um klei-
ne Projekte, die mit bis zu 5000 Euro und bis 
zu 100 Prozent gefördert werden können. 
Hier muss also kein Eigenanteil eingebracht 
werden.

Weitere Informationen zu den Förderan-
geboten gibt es auf der Webseite der Aktion 
Mensch unter:

www.aktion-mensch.de/projekte-enga-
gieren-und-foerdern/foerderung/foerder-
programme/behinderung/barrierefreie-ge-
staltung.html

map.org. Dies ist ein von der Aktion Mensch 
gefördertes Projekt des Berliner Vereins 
Sozialhelden. Basierend auf OpenStreetMap 
können auf einer Karte Orte nach ihrer phy-
sischen Barrierefreiheit klassifiziert werden. 
So kann ein Rollstuhlfahrer in seiner Umge-
bung zum Beispiel ein für ihn nutzbares Café 
oder einen rollstuhlgerechten Supermarkt 
finden. Jeder kann mitmachen und an dieser 
Karte arbeiten, und das weltweit.

Die Klassifizierung geschieht mit Hilfe 
einer simplen Ampel. Rot bedeutet nicht 
zugänglich, gelb eingeschränkt nutzbar und 
grün uneingeschränkt zugänglich und nutz-
bar. So sind inzwischen 730.000 Orte welt-
weit von der Community in der Karte einge-
tragen worden, davon etwa zwei Drittel in 
Deutschland. Vorteil dieses Projektes ist die 
simple und sehr verständliche Systematik. 
Damit verbunden ist aber auch die Beschrän-
kung auf die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit 
mit dem Rollstuhl. Andere Behinderungs
arten hier mit einzubinden, würde das Sys-
tem zu kompliziert machen und die Attrak-
tivität reduzieren.

Denkbar wäre es zum Beispiel, ähnliche 
Plattformen für andere Einschränkungen 
nach gleichem Muster zu entwickeln oder 
auch lokalbezogene Plattformen, die zum 
Beispiel Angebote in einer Stadt in verschie-
denen Formen der Barrierefreiheit klassifi-
zieren.

Sprechende Speisekarte
Siri, Schriftdolmetscheranlagen mit Sprach
erkennung bei Veranstaltungen, Gebärden-
sprachvideos, barrierefreie Webinare, 
Sprachsteuerungstechniken, Braillezeile, 
spezielle Steuerungsapparaturen wie Kopf-
maus und ähnliches sind Beispiele, wie digi-
tale Techniken insbesondere bei Sinnesbe-
hinderungen Barrieren überwinden können. 

Ein schönes Beispiel dafür ist die „spre-
chende Speisekarte“. Das ist ein Projekt, das 
die Aktion Mensch im Rahmen der Förder-
aktion Barrierefreiheit unterstützt hat. Hier 
hat ein als Integrationsbetrieb geführtes Re
staurant verschiedene digitale Techniken 
miteinander verknüpft, um alle Angebote 



Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V.

Lobbyarbeit – unverzichtbar für den CBP

Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie 
e.V. (CBP) ist ein anerkannter Fachverband im Deutschen 
Caritasverband. Mehr als 1100 Mitgliedseinrichtungen und 
Dienste begleiten mit circa 45.000 Mitarbeitenden rund 
150.000 Menschen mit Behinderung oder mit psychischer 
Erkrankung und unterstützen ihre selbstbestimmte Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft. Der CBP unterstützt seine Mit-
glieder durch
• Fachtagungen und Positionen, die das Ziel einer selbstbe 
   stimmten Lebensgestaltung und Teilhabe von Menschen  
   mit Behinderungen fördern;
• Fachtagungen und Positionen, die unsere Träger, Dienste 
   und Einrichtungen als soziale Dienstleistungsunternehmen 
   stärken;
• Lobbyarbeit für unsere Träger, Dienste und Einrichtungen 
   in Caritas, Kirche, Staat und Gesellschaft;
• fachspezifische Beteiligung an gesellschaftlichen und sozial 
   politischen Diskussionen. 

Die Bedarfe und Teilhabeziele von Menschen mit Behinde-
rung und psychischer Erkrankung sind die Basis und der 
Ausgangspunkt der fachlichen Arbeit der CBP-Mitglieder. 
Die Verantwortung und die Maßstäbe der Mitglieder er- 

wachsen aus unserem christlichen Selbstverständnis, wie es 
im Leitbild des Deutschen Caritasverbandes beschrieben ist.  
Seit 1905 arbeiten Mitglieder unseres Verbandes für und mit 
Menschen mit Behinderungen und psychischen Erkrankun-
gen unter den jeweiligen gesellschaftlichen Bedingungen und 
dem Verständnis von Caritas als Teil der Kirche. In dieser 
Tradition achten wir die Würde der Menschen mit Behinde-
rung oder psychischer Erkrankung und entwickeln unsere 
Arbeit weiter. 

Unser Ziel ist, dass Menschen mit Behinderungen selbst- 
bestimmt am gesellschaftlichen Leben teilhaben und dafür 
die notwendige Unterstützung erhalten. In diesem Sinne  
entwickeln unsere Mitglieder die unterschiedlichsten Ange-
bote in ihren Einrichtungen und Diensten, tauschen sich 
fachlich aus und motivieren die Verbandsgremien für fach- 
liche Weiterentwicklungen und politisches Engagement.  
2001 war das eigentliche Gründungsjahr des CBP, als sich  
die Vorläuferverbände und Arbeitsgemeinschaften innerhalb 
des Deutschen Caritasverbandes, die noch stark nach soge-
nannten Behinderungsarten organisiert waren, zusammen-
schlossen.

Der CBP sensibilisiert Mitglieder, Politiker und Öffentlich-
keit für aktuelle Fragen, Probleme und Entwicklungen im 
Bereich der Behindertenhilfe und Psychiatrie. Er klärt auf, 
informiert, formuliert Alternativen. Er fordert und unter-
stützt Lösungsansätze, die sich an Selbstbestimmung und am 
Hilfebedarf des Einzelnen orientieren. Ebenso fordert er trag-
fähige Rahmenbedingungen für seine Träger, Einrichtungen 
und Dienste, damit verlässliche Dienstleistungen verfügbar 

sind für die Menschen, die sie benötigen. Mit seinen Positio-
nen sucht er Einfluss auf Entscheidungen der Politik, die 
Auswirkungen haben auf Menschen mit Behinderungen und 
auf die dienstleistenden Sozialunternehmen. Der CBP hält 
auch Kontakt mit zahlreichen Kooperationspartnern und ist 
bei vielen Partnern vertreten, um dort die Interessen der 
CBP-Mitglieder bestmöglich wahrzunehmen.
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„Ich finde das Buch durch seinen 
starken Praxisbezug sehr empfehlens-
wert. Ich habe viele Anregungen  
und Ideen erhalten, es gibt viele 
Tipps für weiterführende Literatur 
und Links zu weiteren Materialien.“
aus „Inklusionswege“  
(Sebastian Dolsdorf )

Die Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention stellt  
hohe Anforderungen an die 
Kommunen. Dieses Hand-  
und Arbeitsbuch zeigt Wege  
der Steuerung und Planung  
des Inklusionsprozesses. Praxis - 
bei spiele und Dokumente  
geben wertvolle Anregungen.

Die Potenziale technischer Hilfs- 
mittel für die Förderung von 
Selbstständigkeit, Autonomie 
und gesellschaftlicher Teilhabe 
älterer Menschen wurden bisher 
wenig genutzt. Schritt für Schritt 
wird der Aufbau eines bedarfs-
orientierten Beratungs angebots 
dargestellt, begleitet von Praxis-
Tipps, Handlungsempfehlungen 
sowie einer Übersicht erprobter 
Geräte.
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